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1. Einleitung
Zweifelsohne liegt auch nach der großen „Osterweiterung“ der Europäischen Union um insgesamt zehn Staaten, davon acht osteuropäische Länder, im Jahr 2004 das Hauptaugenmerk der wirtschaftlichen und politischen Entwicklung und Erweiterung der Europäischen Union im Osten bzw. Südosten dieser Staatengemeinschaft. So werden 2007 Rumänien und Bulgarien der Europäischen Union beitreten, mit der Türkei und Kroatien werden bereits Beitrittsverhandlungen geführt. 
Aufgrund der geografischen Gegebenheiten ist m. E. auch in Zukunft davon auszugehen, dass weitere osteuropäische Staaten schrittweise an die Europäische Union – bis zum Vollbeitritt – herangeführt werden. 
Nach der orangen Revolution in der Ukraine im Jahr 2004 ist absehbar, dass sich auch dieses Land in Zukunft politisch und wirtschaftlich verstärkt an Europa orientieren wird. Daran wird m. E. auf lange Sicht auch der Wahlsieg von Wiktor Janukowitsch bei der Parlamentswahl 2006 nichts ändern. 
Während sich die politische Lage in der Ukraine in den vergangenen Jahren stabilisiert hat und 2006 erstmals freie Parlamentswahlen stattgefunden haben, gehört die Ukraine mit einem BIP pro Kopf in Höhe von $ 7200,-
 im Jahr 2005 zu den wirtschaftlich schwächsten Ländern Europas.  

Die Ukraine hatte große Probleme bei der Transformation von der staatlich gelenkten Zentralwirtschaft der Sowjetunion, als die Ukraine als „Kornkammer der Sowjetunion“ galt, zur freien Marktwirtschaft. Dies manifestiert sich insbesondere in der Tatsache, dass es bis zum Jahr 2004 (siehe dazu ausführlich in Punkt „2.2. Ukrainisches Zivilrecht“) gedauert hat, bis in der Ukraine ein – den Grundsätzen der freien Marktwirtschaft Rechnung tragendes –Zivilgesetzbuch in Kraft getreten ist.
Aufgrund der Tatsache, dass weder in der deutschsprachigen noch in der englischsprachigen Literatur dieses Zivilgesetzbuch ausreichend Beachtung gefunden hat, werden in der vorliegenden Arbeit essentielle Rechtsbereiche aufgegriffen und dargestellt. Aufgrund der beschränkten Möglichkeiten im Rahmen dieser Arbeit können nicht sämtliche Regelungen des neuen Zivilgesetzbuches der Ukraine behandelt werden, es muss eine Einschränkung auf zwei wesentliche Rechtsgebiete – Vertragsabschluss (Kapitel 3) und Vertragsauslegung (Kapitel 4) – vorgenommen werden. 
Um das neue ukrainische Zivilgesetzbuch in einen Kontext zu setzen, werden die entsprechenden Bestimmungen des österreichischen und des UN-Kaufrechts ebenfalls dargestellt. 

Insbesondere wird ein Vergleich der ukrainischen Bestimmungen mit den entsprechenden gesetzlichen Vorkehrungen des österreichischen und des UN-Kaufrechts vorzunehmen sein. 

Die Arbeit hat damit zum Ziel, dem international tätigen Rechtsanwender eine Hilfestellung bei Rechtsfragen des ukrainischen Rechts im Zusammenhang mit Vertragsabschlüssen und deren Auslegung zu bieten.
Gliederung der Arbeit:
Ich werde zuerst (in Kapitel „2. Die Rechtsordnungen“) einen kurzen Überblick über die historische Entwicklung der hier behandelten Rechtsordnungen geben, sowie deren wichtigste Charakteristika darstellen.
Im Anschluss daran wird im Kapitel „3. Vertragsabschluss“ dargestellt, wie in den drei hier verglichenen Rechtsordnungen ein Vertrag wirksam geschlossen werden kann, bzw. welche Voraussetzungen dafür erfüllt sein müssen. Außerdem ist ein kurzer Rechtsvergleich vorzunehmen um Parallelen und Unterschiede herauszuarbeiten.

In Kapitel „4. Vertragsauslegung“ sind die Methoden der Vertragsauslegung für die drei Rechtsordnungen darzustellen. Dabei ist neben den gesetzlichen Bestimmungen insbesondere auf die diesbezügliche Lehre einzugehen. Wiederum ist im unmittelbaren Anschluss daran ein Vergleich der verschiedenen Auslegungsmethoden vorzunehmen.
2. Die Rechtsordnungen

Zum besseren Verständnis der drei hier behandelten Rechtsordnungen wird in der Folge ein kurzer Überblick über deren Entstehungsgeschichte und historischen Hintergrund dargestellt. In diesem Zusammenhang werden auch die wichtigsten Novellierungen besprochen.
2.1. Österreichisches Zivilrecht
Gegen Ende des 18. Jahrhunderts wurde – auch unter dem Zeichen der französischen Revolution – der Bedarf nach einer modernen Kodifikation des bürgerlichen Rechts in Mitteleuropa immer größer. Es entstanden insgesamt drei große Kodifikationen: Das ALR (Allgemeine Landrecht) wurde 1794 in Preußen in Kraft gesetzt, es folgte der Code Civil in Frankreich (1804) und in Österreich das Allgemeine Bürgerliche Gesetzbuch. Es wurde am 01.06.1811 bekannt gemacht und trat am 01.01.1812 in Kraft. Bevor das ABGB in Kraft trat, war das Zivilrecht in Österreich zersplittert und in zahlreiche Erlässe gegliedert. Als Wegbereiter des ABGB gelten insbesondere Anton v. Martini (1726-1800), der den Vorläufer des ABGB, das Westgalizische Gesetzbuch, wesentlich gestaltete und sein Schüler Anton v. Zeiller (1751-1821)
.
Die ersten bedeutenden Neuerungen erfuhr das ABGB in drei Teilnovellen in den Jahren 1914, 1915 und 1916. In der Folge wurde eine Vielzahl der Neuerungen nicht innerhalb des ABGB getroffen, sondern durch ergänzende Gesetze erlassen. Als Beispiele können neben einer Vielzahl weiterer Gesetze das Mietrechtsgesetz (1981), das Ehegesetz (1938, von Deutschland übernommen), das Konsumentenschutzgesetz (1979) und das Produkthaftungsgesetz (1988) angeführt werden. Des Weiteren ist der im ABGB geregelte Dienstvertrag durch arbeitsrechtliche Sondergesetze verdrängt worden. 
Durch den Beitritt Österreichs zur Europäischen Union im Jahr 1995 wurden im Rahmen der Rechtsvereinheitlichung innerhalb der Europäischen Union zahlreiche Änderungen – auch im Zivilrecht – notwendig. Hier sind insbesondere das Gewährleistungsrechtsänderungsgesetz 2001 und Änderungen im Zuge der Rechtsangleichung auf den Gebieten des Verbraucherschutzes und des Schadenersatzrechtes zu erwähnen. 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass das ABGB in seinem Kern weitgehend den Regeln, wie sie schon 1812 in Geltung waren, entspricht und aufgrund seines Verzichtes auf detaillierte Bestimmungen (Kasuistik) auch in der Gegenwart eine den heutigen Gegebenheiten entsprechende Auslegung ermöglicht
.
2.2. Ukrainisches Zivilrecht

Im Zuge des Zerfalls der Sowjetunion 1990/1991 erklärte sich die Ukraine am 24. August 1991 für unabhängig. Dies brachte eine Abkehr von der zentral organisierten Planwirtschaft hin zur Marktwirtschaft mit sich. Dieser Übergang bedeutete in der Ukraine – wie in vielen anderen Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion auch – einen Wohlstandsverlust, der sich in einem Rückgang des Bruttoinlandsproduktes um bis zu 60% manifestierte
. Die geänderte Wirtschaftsordnung machte die Einführung eines neuen Zivilgesetzbuches – insbesondere im Hinblick auf das Eigentumsrecht – erforderlich. Das alte, in der Ukraine in Geltung stehende Zivilgesetzbuch der Sowjetunion aus dem Jahr 1963 konnte den Erfordernissen der Marktwirtschaft nicht entsprechen
.
Die Erarbeitung des neuen Zivilgesetzbuches für die Ukraine begann im Jahr 1992 und dauerte bis 1996. An der Arbeit war eine Reihe ausländischer Juristen beteiligt, insbesondere aus den Niederlanden
. 1997 wurde der Entwurf für das neue Zivilgesetzbuch im ukrainischen Parlament eingebracht und erstmals behandelt
. Die Parlamentswahlen 1998 und der Entschluss, dem Zivilgesetzbuch ein Wirtschaftsgesetzbuch zur Seite zu stellen, verzögerten die Erlassung des Zivilgesetzbuches bis zum Jahr 2003 als am 16. Januar das neue Zivilgesetzbuch – mit zahlreichen Veränderungen im Vergleich zum Entwurf aus dem Jahr 1997 – vom ukrainischen Parlament zeitgleich mit dem Wirtschaftsgesetzbuch verabschiedet wurde. In Kraft getreten ist das Zivilgesetzbuch am 01. Januar 2004. In sechs Büchern regelt es das Zivilrecht in der Ukraine umfassend. Trotz der Aktualität des Gesetzes und der Beteiligung namhafter – auch ausländischer Juristen – an der Erarbeitung bestehen die folgenden Defizite
:
· Es existieren Widersprüche zwischen einzelnen Bestimmungen des Zivilgesetzbuches.

· Es existieren Widersprüche zwischen Bestimmungen des Zivilgesetzbuches und jenen des Wirtschaftsgesetzbuches.

· Das Zivilgesetzbuch und das Wirtschaftsgesetzbuch gehen von einem unterschiedlichen Rechtsverständnis aus. 
Knieper
 begründet dies damit, dass in der Ukraine das Parlament beschlossen hat, dem GUS- und russischen Modell zu folgen, aber die beiden besonders unangemessenen Institute der Eigentumsformen und der Staatsunternehmen mitsamt ihrer besonderen Verwaltung eliminiert hat. Dieses – laut Knieper – positive Ergebnis würde dadurch verwässert, dass im gleichzeitig verabschiedeten Wirtschaftskodex die sowjetischen Rechtsinstitute erhalten geblieben sind. Dieses Durcheinander werde die Rechtsanwender vor nicht geringe Anstrengungen stellen. 
2.3. UN-Kaufrecht

Die weltweit unterschiedlich ausgestalteten, nationalen Rechtsordnungen behindern unbestritten den Handel zwischen den Nationen. Nicht nur die teilweise konträren materiellen Bestimmungen mussten von den Vertragsparteien in Betracht gezogen werden, auch Bestimmungen über den Gerichtsstand (Gerichte welches Staates sind zur Rechtsprechung zuständig?) und das anzuwendende materielle Recht (Nach dem Recht welches Staates erfolgt die Rechtsprechung?) mussten von den Parteien vor dem Vertragsabschluss mühsam antizipiert werden. 

Bereits Anfang der 20er Jahre erkannte man diese Problematik und es gab erste Bestrebungen der Rechtsvereinheitlichung im Bereich des internationalen Handels, wobei eine Anregung, die der österreichische Jurist Ernst Rabel im Jahr 1928 dem Präsidenten des Internationalen Instituts für die Vereinheitlichung des Privatrechts gab und die eine Vereinheitlichung des Rechts des grenzüberschreitenden Warenkaufs zum Ziel hatte, als erster Schritt angeführt wird
. Über mehrere Jahrzehnte blieben die Bemühungen hinsichtlich einer Rechtsvereinheitlichung auf dem Gebiet des internationalen Warenkaufes ohne konkrete Ergebnisse. Erst im Jahr 1964 fanden die Arbeiten mit dem Abschluss der Haager Konventionen (Einheitliches Gesetz über den Abschluss von internationalen Kaufverträgen über bewegliche Sachen [EAG] und Einheitliches Gesetz über den internationalen Kauf beweglicher Sachen [EKG]) ihren vorläufigen Abschluss. Doch die Haager Konventionen hatten nie eine reelle Chance auf eine weltweite Annahme, da sie im Wesentlichen das Produkt einiger europäischer Staaten waren und weder die Sowjetunion noch Entwicklungsländer Anteil an ihrer Ausarbeitung hatten
. Im Jahr 1968 wurde mit den Vorarbeiten zu einer neuen Kaufrechtskonvention unter Federführung der UNCITRAL begonnen. Als Grundlage dienten dabei die Haager Konventionen von 1964. Nach dem „Genfer Entwurf“ 1976 und dem „New Yorker Entwurf“ 1978 fand im März und April 1980 in Wien die Abschlusskonferenz statt. Dabei wurde das Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf (United Nations Convention on Contracts for the International Sale of Goods) am 11.04.1980 beschlossen
. 
Der Vertragstext ist in vier Abschnitte geteilt: 
· Teil I: Anwendungsbereich und allgemeine Bestimmungen (Art. 1-13)

· Teil II: Abschluss des Vertrages (Art. 14-24)

· Teil III: Warenkauf (Art 25-88)

· Teil IV: Schlussbestimmungen (Art. 89-101)

Vertragsstaaten der UN-Kaufrechtskonvention sind:

Ägypten (1988), Argentinien (1988), Australien (1988), Belgien (1997), Bosnien‑Herzegowina (1994), Bulgarien (1991), Burundi (1999), Chile (1990), Volksrepublik China (1988), Dänemark (1989), Deutschland/BRD (1990), Deutschland/DDR (1989), Ecuador (1992), Estland (1993), Finnland (1988), Frankreich (1988), Gabun (2005), Georgien (1995), Griechenland (1998), Guinea (1991), Honduras (2002), Irak (1990), Island (2001), Israel (2002), Italien (1988), Jugoslawien (1988), Kanada (1991), Kirgisistan (2005), Kolumbien (2001), Südkorea (2005), Kroatien (1998), Kuba (1995), Lesotho (1988), Lettland (1998), Liberia (2005), Litauen (1995), Luxemburg (1998), Mauretanien (1999), Mexiko (1988), Moldau (1995), Mongolei (1998), Neuseeland (1995), Niederlande (1991), Norwegen (1989), Österreich (1989), Paraguya (2006), Peru (1999) Polen (1995), Rumänien (1991), Russische Föderation (1994), Sambia (1988), Schweden (1988), Schweiz (1990), Singapur (1995), Slowakei (1994), Slowenien (1994), Spanien (1991), St. Vincent/Grenadinen (2000), Syrien (1988), Tschechien (1994), Tschechoslowakei (1990), UdSSR (1991), Uganda (1992), Ukraine (1990), Ungarn (1988), Uruguay (2005), USA (1988), Usbekistan (1997), Weißrussland (1990), Zypern (2005)

3. Vertragsabschluss

Damit die Rechtssubjekte untereinander rechtsgeschäftlich tätig werden können, ist als Ausfluss der Privatautonomie in allen hier behandelten Rechtsordnungen der Abschluss eines Vertrages vorgesehen. Dabei stellen die Rechtsordnungen für das Zustandekommen eines Vertrages auf teilweise unterschiedliche Voraussetzungen ab.
3.1. Vertragsabschluss nach österreichischem Recht
Der Vertragsabschluss im österreichischen Recht ist in den §§ 861 ff ABGB geregelt. Demnach kommt ein Vertrag grundsätzlich bei zwei übereinstimmenden Willenserklärungen der Personen, die rechtsgeschäftlich tätig werden wollen, zustande. Da die beiden Willenserklärungen in der Regel nicht gleichzeitig abgegeben werden, ist zwischen der zeitlich ersten und der zeitlich zweiten Willenserklärung zu unterscheiden. Die erste Willenserklärung (§ 862 ABGB) wird als Angebot, Offerte oder Anbot (in der Folge Angebot) bezeichnet. Die darauf folgende zweite Willenserklärung (§ 862a ABGB) nennt man Annahme.
Neben dem Vorliegen übereinstimmender Willenserklärungen ist für den rechtsgültigen Vertragsabschluss auch die Erlaubtheit des von den Parteien gewollten Geschäftes Voraussetzung. Verträge mit illegalem Inhalt sind somit nicht rechtswirksam, gemäß § 879 nichtig. (z.B. Kaufvertrag über Drogen).

Die Termini
· Willenserklärung

· Angebot und

· Annahme

bedürfen aufgrund einer Vielzahl aufgeworfener Fragestellungen näherer Betrachtung. Darauf ist in der Folge einzugehen.
3.1.1. Willenserklärung

Um rechtsgeschäftlich tätig zu werden, müssen die Rechtssubjekte ihren Willen zum Ausdruck bringen. Dies geschieht gem. § 861 ABGB durch Willenserklärungen. Eine Willenserklärung setzt einerseits den Willen des Erklärenden und andererseits eine nach außen in Erscheinung tretende Erklärung voraus. 
3.1.1.1. Erklärungswille

Die Willenserklärung hat den Sinn, den Willen des Erklärenden zum Ausdruck zu bringen. Wenn offensichtlich kein Wille zum Ausdruck gebracht werden sollte oder der Erklärende offensichtlich nicht die Intention hatte, rechtsgeschäftlich tätig zu werden, liegt keine Willenserklärung vor
. 
Nicht alle Rechtssubjekte sind in der Lage, rechtlich verbindliche Willenserklärungen abzugeben, da ihnen von der Rechtsordnung nicht zugebilligt wird, sich einen Willen bilden zu können. Solche Personen werden als geschäftsunfähig bezeichnet. Rechtssubjekte können aus drei Gründen geschäftsunfähig sein
:
· Alter

· Geisteszustand

· Sachwalterschaft
3.1.1.1.1. Alter

Bis zur Volljährigkeit und damit vollen Geschäftsfähigkeit im Alter von 18 Jahren werden die Rechtssubjekte von der österreichischen Rechtsordnung in Kinder (bis 7 Jahre), unmündige Minderjährige (7-14 Jahre) und mündige Minderjährige (14-18 Jahre) eingeteilt.
Ihre Geschäftsfähigkeit ist in Bezug auf verschiedene Rechtsakte unterschiedlich ausgeprägt.
Kinder bis sieben Jahre sind gem. § 865 ABGB erster Satz vollkommen geschäftsunfähig. § 151 Abs. 3 ABGB normiert davon allerdings eine wesentliche Ausnahme. Demnach werden Geschäfte des täglichen Lebens dann rechtswirksam, wenn das Kind die ihm obliegenden Pflichten erfüllt und über die hingegebene Sache verfügungsbefugt war. Von dieser Ausnahme abgesehen, sind alle Rechtshandlungen des Kindes absolut nichtig. Dies gilt auch für Schenkungen, die das Kind ausschließlich begünstigen. § 865 ABGB bestimmt ausdrücklich, dass Kinder nicht in der Lage sind, ein Versprechen anzunehmen.
Unmündige Minderjährige (7-14 Jahre) sind insofern beschränkt geschäftsfähig, als sie Schenkungen annehmen können, bestehende Verpflichtungen erfüllen können und von ihnen abgeschlossene Geschäfte nicht wie bei Kindern bis 7 Jahren absolut nichtig sind, sondern nur als schwebend unwirksam gelten. Das bedeutet, dass der gesetzliche Vertreter (in der Regel die Eltern) das Geschäft genehmigen muss, widrigenfalls das Geschäft als von Anfang an ungültig gilt. § 151 Abs. 3. ABGB gilt auch für unmündige Minderjährige
.
Mündige Minderjährige (14-18 Jahre) gelten wie unmündige Minderjährige als beschränkt geschäftsfähig. Die mündigen Minderjährigen können aber über die Rechte der unmündigen Minderjährigen hinaus bereits selbständig über ihr Einkommen bzw. Geld oder Sachen, die ihnen zur freien Verfügung stehen, unbeschränkt verfügen. Außerdem können sie sich selbst zu Dienstleistungen verpflichten so lange es sich nicht um ein Ausbildungsverhältnis handelt
. 
3.1.1.1.2. Geisteszustand
In sämtlichen Lebenssituationen, in denen eine Person nicht in der Lage ist, einen klaren Willen zu fassen und sich über die Folgen des rechtsgeschäftlichen Handelns bewusst zu sein, gilt sie als geschäftsunfähig
. Dies inkludiert sowohl eine dauerhafte Geschäftsunfähigkeit infolge geistiger Krankheit als auch die vorübergehende Geschäftsunfähigkeit, die verschiedene Ursachen wie z.B. Drogeneinfluss oder Schlafwandeln haben kann. Die Geschäftsfähigkeit wird wieder erlangt wenn die Person wieder in Besitz ihrer geistigen Kräfte ist und einen klaren Willen fassen kann. Dies gilt auch, wenn dieser Zustand nur vorübergehend eintritt (lucidum intervallum). Der „Taschengeldparagraph“ § 151 Abs. 3 ABGB ist anwendbar
.
3.1.1.1.3. Sachwalterschaft
Wenn eine Person aufgrund geistiger Behinderung oder psychischer Krankheit nicht in der Lage ist, ihre Angelegenheiten selbst zu besorgen, ist gemäß §§ 273f ABGB für diese Person ein Sachwalter zu bestellen. Dabei sind die Aufgabenbereiche des Sachwalters vom Gericht abzugrenzen. In diesem Bestellungsbereich des Sachwalters ist die Geschäftsfähigkeit ausgeschlossen. Wie bei den Minderjährigen sind dennoch abgeschlossene Geschäfte gemäß § 273a Abs. 2 ABGB schwebend unwirksam. 
3.1.1.2. Erklärung
Eine Willenserklärung kann auf verschiedene Arten nach außen in Erscheinung treten. Neben dem Standardfall der ausdrücklichen Willenserklärung, bei der jemand seinen Willen mittels Sprache oder schriftlich zum Ausdruck bringt, kommt gemäß § 863 ABGB auch die schlüssige oder konkludente Willenserklärung in Betracht. Dabei macht der Erklärende seinem Gegenüber seinen Willen durch Handzeichen, Mimiken oder andere Handlungsweisen klar. Schweigen gilt grundsätzlich nicht als Zustimmung
. Der Erklärungsempfänger ist demnach nicht verpflichtet, sich zu einer erhaltenen Erklärung zu äußern. Von diesem Grundsatz weicht § 362 HGB ab, wonach ein Kaufmann auf einen Antrag eines Geschäftspartners, mit dem er in ständigem Geschäftskontakt steht, zu antworten hat, widrigenfalls sein Schweigen als Zustimmung zum Antrag gilt.
3.1.1.3. Fehlerhafte Willenserklärung

Von einer fehlerhaften Willenserklärung kann gesprochen werden, wenn der Erklärende seinen Willen missverständlich artikuliert. Sein Wille und die abgegebene Erklärung decken sich nicht. Er befindet sich in einem Erklärungsirrtum.
In diesem Fall stellt sich die Frage, was schutzwürdiger ist: Der Wille des Erklärenden oder das Vertrauen des Erklärungsempfängers. Dieses Problem wird mit Hilfe der Vertrauenstheorie
 gelöst. Demnach wird darauf abgestellt, wie ein redlicher Dritter, der auch sämtliche Voraussetzungen (Hintergrundwissen, Ausbildung) des Erklärungsempfängers erfüllt, die Erklärung verstanden hätte. Nur wenn dieser Dritte die Erklärung genauso verstanden hätte wie der Erklärungsempfänger, ist der Erklärungsempfänger im Sinne der Verkehrssicherheit schutzwürdiger als der Erklärende, dessen Willensäußerung sich nicht mit seinem tatsächlichen Willen deckt. 
Daraus ergibt sich, dass eine fehlerhafte Willenserklärung dem Erklärenden dann schadet, wenn sie von einem redlichen Dritten falsch (nicht dem tatsächlichen Willen entsprechend) interpretiert werden musste und der Erklärungsempfänger den tatsächlichen Willen des Erklärenden nicht kannte. War dem Erklärungsempfänger der Wille des Erklärenden bekannt, schadet die fehlerhafte Ausdrucksweise dem Erklärenden selbst dann nicht, wenn beide Parteien in der Bezeichnung irren (falsa demonstratio non nocet)
.
3.1.1.4. Irrtum 

Neben dem soeben dargestellten Erklärungsirrtum bei dem der Erklärende bei seiner Erklärung einen Fehler macht, sie also von seinem tatsächlichen Willen abweicht, umfasst der hier behandelte Irrtumsbegriff jene Fälle, in denen der Erklärende zwar seinen Willen korrekt artikuliert, ihm aber bei der Willensbildung ein Fehler unterlaufen ist. Würde er alle für die Entscheidung notwendigen Informationen richtig kennen, hätte er einen anderen Willen gebildet (und zum Ausdruck gebracht). In der hiesigen Lehre wird zwischen Geschäftsirrtum und Motivirrtum unterschieden. Ein Geschäftsirrtum liegt demnach vor, wenn der Erklärende über die Natur des Geschäftes, seinen Inhalt (Gegenstand) oder über eine für das Geschäft bedeutsame Eigenschaft (oder Identität) der Person des Geschäftspartners
 und damit über einen Inhalt des Rechtsgeschäftes
 irrt. Ein Motivirrtum liegt dem gegenüber vor, wenn der Erklärende über außerhalb des Geschäftsinhaltes im Vorfeld des psychologischen Willensentschlusses liegende Umstände irrt
. Unterliegt eine Vertragspartei einem Irrtum, kommt der Vertrag dennoch mit den erklärten Vertragsinhalten zustande. Unter bestimmten, im Anschluss zu diskutierenden Umständen löst der Irrtum aber Rechtsfolgen bis hin zur möglichen, gerichtlichen Vertragsaufhebung aus. Ein derartiger Irrtum wird als „beachtlich“ bezeichnet – im Gegensatz zum unbeachtlichen Irrtum, der keinerlei Rechtsfolgen auslöst.
Es ist demnach zuerst auf die Voraussetzungen für die Beachtlichkeit des Irrtums einzugehen und im Anschluss daran sind die Rechtsfolgen des beachtlichen Irrtums darzustellen.

3.1.1.4.1. Beachtlichkeit

Bei der Beurteilung, ob ein Irrtum beachtlich ist, muss zwischen Geschäftsirrtum und Motivirrtum (zur Abgrenzung siehe Punkt 3.1.1.4. Irrtum) unterschieden werden. 
Ein Motivirrtum ist insbesondere bei unentgeltlichen Verträgen wie Schenkungen oder letztwilligen Verfügungen beachtlich. Dies ergibt sich aus § 901 letzter Satz ABGB. Koziol
 betrachtet den Irrtum über den von den Parteien zum Inhalt des Vertrages gemachten Beweggrund der Vertragsschließung auch als Motivirrtum, wobei durch die Aufnahme des Motivs für den Vertragsschluss dieses zum Geschäftsinhalt wird und damit eigentlich ein Geschäftsirrtum vorliegt. Jedenfalls ist ein Motivirrtum dann beachtlich, wenn er vom Vertragspartner mit List (vgl. § 870 ABGB) herbeigeführt wurde. Außerdem enthält das Konsumentenschutzgesetz in § 3a eine Erweiterung der Beachtlichkeit des Motivirrtums bei Verbraucherverträgen auf solche Fälle, in denen der Unternehmer für den Vertragsabschluss maßgebende Umstände (z. B. eine behördliche Genehmigung) als wahrscheinlich dargestellt hatte, diese aber nicht, oder nur in erheblich geringerem Ausmaß, eintreten. 
Ob ein Geschäftsirrtum beachtlich ist, muss nach den in § 871 Abs. 1 ABGB aufgezählten Voraussetzungen geprüft werden. Demnach liegt ein beachtlicher Geschäftsirrtum dann vor, wenn eine der drei folgenden Voraussetzungen vorliegt:
· der Irrtum wurde vom Vertragspartner des Irrenden herbeigeführt

· der Irrtum hätte dem Vertragspartner des Irrenden auffallen müssen

· der Irrtum wurde vom Irrenden rechtzeitig aufgeklärt

Dass ein Geschäftsirrtum beachtlich ist, wenn er vom Vertragspartner herbeigeführt wurde oder diesem hätte auffallen müssen, ist m. E. dadurch gerechtfertigt, dass in diesen Fällen die Schutzwürdigkeit des Vertragspartners nicht gegeben oder zumindest herabgesetzt ist. 
Im Gegensatz dazu ist der Vertragspartner des Irrenden m. E. unbeschränkt schutzwürdig, wenn er den Irrtum weder kannte noch kennen musste. Dass seine Schutzwürdigkeit zurückstehen soll, wenn er über den Irrtum aufgeklärt wird, solange er noch keine Dispositionen getroffen hat, ist m. E. nicht nachvollziehbar. Insbesondere ist diese Rechtslage der Rechtssicherheit nicht dienlich, da ein Vertragspartner selbst nach Abschluss des Vertrages nicht sicher sein kann, dass sich sein Vertragspartner nicht in einem Irrtum befunden hat oder noch befindet. Die Forderung Ehrenzweigs
, dass der Irrende den Vertrag auch nach Disposition seines Vertragspartners wegen rechtzeitiger Aufklärung anfechten könne, wenn er den durch die Disposition entstandenen Vertrauensschaden ersetzt (Redintegration), findet m. E im Gesetzestext keine Deckung und wurde auch vom OGH
 zurückgewiesen. 
Neben den drei gesetzlich geregelten Fällen gesteht die hiesige Meinung dem Irrenden den Anfechtungsgrund des gemeinsamen Irrtums zu
. M. E. ist dies ebenso fragwürdig, da die Schutzwürdigkeit des – sich ebenfalls im Irrtum befindlichen – Vertragspartners nicht eingeschränkt ist.
3.1.1.4.2. Rechtsfolgen des beachtlichen Irrtums
Die Rechtsfolgen des beachtlichen Irrtums sind abhängig von der Qualifikation des Irrtums als wesentlich oder unwesentlich. Von einem wesentlichen Irrtum ist gemäß § 873 ABGB auszugehen, wenn der Vertrag bei Kenntnis des Irrenden von den tatsächlichen Umständen nicht geschlossen worden wäre. Dies betrifft gemäß § 871 Abs. 1 ABGB insbesondere den Irrtum über einen Hauptpunkt des Geschäftes. Im Gegensatz dazu betrifft der unwesentliche Irrtum einen Nebenpunkt des Vertrages bzw. hätte den Vertragsabschluss nicht verhindert, sondern lediglich geänderte Vertragsbedingungen zur Folge gehabt
. 
Ist ein beachtlicher Irrtum wesentlich, hat der Irrende die Möglichkeit, den Vertrag gerichtlich aufheben zu lassen. Der Vertrag wird in diesem Fall ex tunc (rückwirkend) aufgehoben, das bedeutet, dass alle bereits erbrachen Leistungen zurückzustellen sind. Ein Eigentumsübergang kann aufgrund eines ex tunc aufgehobenen Vertrages nicht passiert sein, da dafür der Titel fehlte
. Bei einem unwesentlichen Irrtum wird die gestörte Äquivalenz der laut Vertrag zu erbringenden Leistungen dadurch verhindert, dass – je nach Grad der Wesentlichkeit – der Vertrag entsprechend angepasst wird. 

3.1.1.5. Scheingeschäft, Umgehungsgeschäft
Gemäß § 916 Abs. 1 ABGB sind Scheingeschäfte, das sind Geschäfte, die von beiden Vertragsparteien nicht mit dem erklärten Inhalt geschlossen werden wollen, nichtig. Dies wird damit begründet, dass keine übereinstimmenden Willenserklärungen vorliegen, denen der Vertragspartner vertraut hätte. Die Parteien waren sich einig, dass sie das Geschäft so nicht schließen wollten. Wenn die Parteien mit dem Scheingeschäft ein anderes Geschäft verdecken wollten, ist dieses wirksam, wenn nicht andere Gründe (insbesondere § 879 ABGB) dagegen sprechen. Die absolute Nichtigkeit des Scheingeschäftes können die Vertragsparteien gemäß § 916 Abs. 2 ABGB nicht einer dritten Partei entgegen halten, wenn diese auf die Rechtmäßigkeit des Geschäftes vertraut hat. 
Von den Scheingeschäften müssen Umgehungsgeschäfte unterschieden werden. Im Gegensatz zu Scheingeschäften wollen die Vertragsparteien eines Scheingeschäftes das Geschäft mit dem angegebenen Inhalt abschließen, wollen aber die Anwendung einer gesetzlichen Regelung durch andere Ausgestaltung des Geschäftes verhindern, diese Regelung somit umgehen. Umgehungsgeschäfte sind grundsätzlich gültig, die umgangene Norm (zum Beispiel steuerliche Auswirkungen) kommt aber dennoch zur Anwendung. Dies kann (zum Beispiel bei Umgehung des § 879) somit zur Nichtigkeit des Geschäftes führen
.
3.1.1.6. Kontrahierungszwang

Der Vertragsabschluss nach österreichischem Recht geht grundsätzlich von der Privatautonomie aus, wonach die Rechtssubjekte in ihrer Entscheidung, Verträge zu schließen, frei sind. Dies betrifft sowohl die Entscheidung, ob das Rechtssubjekt einen Vertrag schließen will, als auch den Inhalt des Vertrages. Der Grundsatz der Privatautonomie wird durch den Kontrahierungszwang (Vertragszwang
) durchbrochen. In bestimmten, gesetzlich geregelten Fällen (Post, Bahn, Energieversorgung, Nahversorgung) sind Personen bzw. Unternehmen verpflichtet, Verträge mit Konsumenten abzuschließen. Dies ergibt sich daraus, dass bei derartigen monopolartigen Verhältnissen die Verhandlungsposition des Konsumenten regelmäßig sehr schwach ausgeprägt ist, sodass der Konsument der Willkür des monopolartig agierenden Unternehmens ausgeliefert wäre. Neben diesen gesetzlich geregelten Fällen wird von der österreichischen Rechtsprechung der Kontrahierungszwang auch auf andere monopolartige Konstellationen ausgeweitet (z.B. das einzige Gasthaus in einem Ort). Inwieweit sich aus dem die öffentliche Hand treffenden Gleichbehandlungsgebot ein Kontrahierungszwang für diese ergibt, bedürfte einer weitergehenden, über den hier möglichen Rahmen hinausgehenden Beschäftigung mit dieser Problematik.

3.1.2. Angebot

Damit eine Willenserklärung als Angebot zu qualifizieren ist, muss die auf den Abschluss eines Vertrages gerichtete Willenserklärung einerseits bestimmt sein und andererseits den Bindungswillen des Erklärenden offenbaren. 
Das Angebot führt bei Annahme durch den Angebotsempfänger unmittelbar zum Vertragsabschluss. 
3.1.2.1. Bestimmtheit des Angebotes

Da das Zustandekommen eines Vertrages zumindest eine Einigung der Vertragsparteien über die wesentlichsten Punkte des Vertrages voraussetzt und ein Vertrag bereits durch Annahme des Angebotes zustande kommen können muss, müssen die wesentlichsten Bestimmungen des Vertrages bereits im Angebot enthalten sein. Bei einem Kaufvertrag zählen Kaufobjekt und Preis jedenfalls zum Mindestinhalt des Angebotes, der Preis ist aber auch dann hinreichend bestimmt, wenn er durch objektive Kriterien ermittelbar ist oder die Preisfestsetzung einer der Vertragsparteien oder einem Dritten übertragen wird
. 
Der OGH
 hat festgestellt, dass auf den Handelskauf die Vorschriften des ABGB über die Bestimmtheit des Preises beim Kaufvertrag kraft Handelsgewohnheitsrechtes keine Anwendung finden. Es kann daher ein Kaufvertrag wirksam unter der Bedingung der nachträglichen, endgültigen Preisfestsetzung geschlossen werden.
3.1.2.2. Bindungswille des Erklärenden

Wie bereits unter Punkt 3.1.1.1. ausgeführt, liegt eine Willenserklärung überhaupt erst dann vor, wenn daraus der Wille des Erklärenden auf Vertragsabschluss hervorgeht. 

Im Angebot können zwar Vorbehalte und Einschränkungen statuiert werden, da aber ein Angebot zumindest eine gewisse Bindung des Erklärenden beinhalten muss um als Angebot zu gelten, kann nicht jegliche Bindung des Erklärenden an das Angebot ausgeschlossen werden. Enthält das „Angebot“ somit Bestimmungen wie „ohne obligo“ oder „nicht bindend“, stellt sich die Frage, ob tatsächlich gar kein Angebot vorliegt und damit die Antwort des Erklärungsempfängers erst das annahmebedürftige Angebot darstellt oder die gewählte Bestimmung nur eine Widerrufsmöglichkeit statuiert. Der Wille des Angebotstellers ist im Zuge der Auslegung seiner Erklärung zu ermitteln
.
3.1.2.3. Widerruf des Angebotes

Das Angebot gilt als dem Angebotsempfänger zugegangen, wenn es in seinem Wirkungsbereich einlangt
. Wenn der Angebotsempfänger Bürozeiten hat, gilt das Angebot mit Beginn der Bürozeiten als zugegangen. Ab diesem Zeitpunkt ist ein Angebot gemäß § 862 ABGB grundsätzlich nicht mehr widerrufbar. Gegenteiliges kann aber als Ausfluss der Privatautonomie im Angebot festgelegt werden. 
Der Angebotsteller ist damit an sein Angebot gebunden, wobei sich die zeitliche Dauer dieser Bindung vornehmlich nach den Bestimmungen im Angebot richtet. Darin kann eine Zeitdauer oder ein Zeitpunkt, bis zu dem sich der Angebotsteller als gebunden erachtet, festgelegt werden. Bei Fehlen einer derartigen Klausel bestimmt sich die Dauer der Bindung an das Angebot nach § 862 ABGB. Demnach müssen mündliche Angebote sofort angenommen werden und „der sonst einem Abwesenden gemachte Antrag längstens bis zu dem Zeitpunkte angenommen werden, in welchem der Antragsteller unter der Voraussetzung, dass sein Antrag rechtzeitig angekommen sei, bei rechtzeitiger und ordnungsgemäßiger Absendung der Antwort deren Eintreffen erwarten darf“. Im Fall von Handelskäufen ist mE dafür insbesondere auf den Handelsbrauch abzustellen.
3.1.3. Annahme

Mit der Annahme wird das Angebot vom Empfänger des Angebotes bestätigt und somit der Vertrag abgeschlossen. Die Annahme muss rechtzeitig erfolgen und sich inhaltlich mit dem Angebot decken. 
3.1.3.1. Annahmehandlung

Die Annahme des Angebotes kann gem. § 863 ABGB entweder durch ausdrückliche Erklärung erfolgen oder durch konkludentes Verhalten des Annehmenden (stille Annahme). Als konkludentes Verhalten gilt insbesondere, wenn der Annehmende dem Angebot entspricht, etwa durch Zahlung des Kaufpreises. Jede Annahme – ob ausdrücklich oder konkludent – kann, da es sich bei der Annahme um eine empfangsbedürftige Willenserklärung handelt, vor Zugang beim Angebotssteller oder bevor er von der Annahmehandlung erfuhr, widerrufen werden
.
Die erforderliche Handlung zur Annahme des Angebotes kann – dies ergibt sich wiederum aus der Privatautonomie – bereits im Angebot festgelegt werden. So kann eine ausdrückliche Annahme verlangt werden oder ein bestimmtes Verhalten des Angebotsempfängers für die Qualifizierung als Annahme statuiert werden.

Als Ausnahme von der konkludenten Annahme eines Angebotes ist § 864 Abs. 2 ABGB zu verstehen. Demnach gilt das Behalten, Verwenden oder Verbrauchen einer Sache, die dem Empfänger ohne seine Veranlassung übersandt worden ist, nicht als Annahme des Antrags. Den Empfänger treffen keinerlei Pflichten, außer es musste ihm aus den Umständen klar sein, dass die Sache irrtümlich an ihn gelangte. In diesem Fall hat er die Sache zurückzuleiten. 
3.1.3.2. Rechtzeitigkeit

Die Annahme stellt eine empfangsbedürftige Willenserklärung dar. Das bedeutet, dass die Annahme erst mit Zugang beim Angebotssteller wirksam wird. Bis zu diesem Zeitpunkt kann die Annahme widerrufen werden
. Es richtet sich somit auch die Rechtzeitigkeit der Annahme im Sinne der im Angebot oder nach § 862 ABGB bestimmten Frist nach dem Zugang dieser beim Angebotssteller. Gemäß § 862a ABGB kommt der Vertrag dennoch zustande, wenn der Antragsteller erkennen musste, dass die Annahmeerklärung rechtzeitig abgesendet wurde, und gleichwohl seinen Rücktritt dem andern nicht unverzüglich anzeigt. 
3.1.3.3. Deckung mit dem Angebot
Die Annahme muss sich in den wesentlichsten Vertragspunkten mit dem Angebot decken, widrigenfalls keine übereinstimmenden Willenserklärungen vorliegen. Liegt eine derartige Deckung nicht vor, ist die Antwort auf das Angebot seinerseits als annahmebedürftiges Gegenangebot zu sehen
.
3.2. Vertragsabschluss nach ukrainischem Recht

Hinsichtlich des Vertragsabschlusses sind sowohl die allgemeinen Bestimmungen über Rechtsgeschäfte, als auch spezielle Vorschriften für den Vertragsabschluss von Bedeutung. 

Es ist deshalb zuerst auf die Bestimmungen des ukrainischen Zivilgesetzbuches über Rechtsgeschäfte im Allgemeinen einzugehen. Im Anschluss daran werden jene Vorschriften diskutiert, die den Vertragsabschluss im Allgemeinen regeln.
3.2.1. Das Rechtsgeschäft

Das ukrainische Recht kennt gemäß § 202 des ukrainischen Zivilgesetzbuches sowohl einseitige, als auch mehrseitige Rechtsgeschäfte. Die allgemeinen Voraussetzungen für die Wirksamkeit (Gültigkeit) eines Rechtsgeschäftes werden in § 203 uZGB wie folgt festgelegt:
1. Das Rechtsgeschäft darf weder der Zivilgesetzgebung, noch gesellschaftlichen, moralischen Prinzipien widersprechen.
2. Das das Rechtsgeschäft abschließende Rechtssubjekt muss die dafür nötige Geschäftsfähigkeit haben.

3. Die Willensbildung muss frei erfolgen und dem inneren Willen des rechtsgeschäftlich tätig werdenden Rechtssubjektes entsprechen.

4. Das Rechtsgeschäft muss in der Form abgeschlossen werden, die das Gesetz vorsieht.

5. Das Rechtsgeschäft muss auf die tatsächliche Herbeiführung der statuierten Rechtsfolgen gerichtet sein.

6. Ein von den Eltern geschlossenes Rechtsgeschäft darf den Rechten und Interessen ihrer minderjährigen, nicht volljährigen oder geschäftsunfähigen Kinder nicht widersprechen.
Diese Bestimmungen werden in den nachfolgenden Artikeln des ukrainischen Zivilgesetzbuches näher behandelt und hier in der Folge gesondert dargestellt. Im Anschluss daran werden die Rechtsfolgen der Missachtung dieser Voraussetzungen für das Zustandekommen eines gültigen Rechtsgeschäftes erläutert.
3.2.1.1. Gesetzwidrigkeit, Sittenwidrigkeit
Die Gesetz- und Sittenwidrigkeit wird – abgesehen von der generellen Formulierung des Art. 203 Abs. 1 – im ukrainischen Zivilgesetzbuch nicht näher definiert. Insbesondere für die Sittenwidrigkeit ist keine Definition vorgesehen. 
In Art. 228 uZGB werden Rechtsgeschäfte, die gegen die öffentliche Ordnung verstoßen ausdrücklich erwähnt. Es handelt sich dabei nach der Definition des Art. 228 Abs. 1 um Rechtsgeschäfte, die

· die Verletzung der verfassungsmäßigen Rechte und Freiheiten der Menschen und Bürger,

· die Vernichtung bzw. Beschädigung des Eigentums einer natürlichen oder juristischen Person, des Staates, der Autonomen Republik Krim oder

· eine gesetzwidrige Aneignung
zum Ziel haben.

Charitonow
 führt aus, dass aus der Formulierung der gesetzlichen Bestimmung die Schuld der Parteien nicht ausdrücklich hervorgeht. Diese muss aus der Formulierung „zum Ziel haben“ abgeleitet und berücksichtigt werden. Im Zusammenhang damit muss das Gericht bei der Entscheidung über die Gültigkeit des Rechtsgeschäftes aussprechen, warum das Rechtsgeschäft auf die Verletzung der öffentlichen Ordnung gerichtet war. 
Dogmatisch Art. 203 Abs. 1 uZGB und damit der Gesetzwidrigkeit zuzuordnen, ist auch die Bestimmung des Art. 178 uZGB. Dieser teilt die Rechtsobjekte in drei Kategorien ein:

· frei handelbare Wirtschaftsgüter

· beschränkt handelbare Wirtschaftsgüter

· nicht handelbare Wirtschaftsgüter

Unter beschränkt handelbaren Wirtschaftsgütern versteht das uZGB solche, die nur mit Genehmigung oder von bestimmten, dazu befugten Personen gehandelt werden dürfen.

In Art. 178 uZGB ist nicht statuiert, welcher Kategorie die jeweiligen Wirtschaftsgüter zuzuordnen sind. Es wird lediglich normiert, dass sowohl die beschränkte Handelbarkeit als auch ein Verbot der Handelbarkeit von Wirtschaftsgütern gesetzlich festgelegt werden müssen. Diese Festlegung, welche Wirtschaftsgüter beschränkt oder nicht handelbar sind, wird nicht im uZGB getroffen. Charitonow
 zufolge zählen zu den beschränkt handelbaren Wirtschaftsgütern zum Beispiel Drogen oder gemäß Art. 180 Abs. 3 uZGB Tiere, die auf der Roten Liste stehen. Zu den nicht handelbaren Wirtschaftsgütern zählen zum Beispiel hoch radioaktive Materialien.
3.2.1.2. Geschäftsfähigkeit

Die Geschäftsfähigkeit bezeichnet gemäß Art. 30 uZGB die Fähigkeit einer natürlichen Person, Rechte und Pflichten zu begründen und auszuüben, sowie die Haftung dafür zu übernehmen. Das Ausmaß der Geschäftsfähigkeit bestimmt sich gem. Art. 30 Abs. 2 uZGB nach dem ukrainischen Zivilgesetzbuch und kann ausschließlich in den gesetzlich vorgesehenen Fällen und nach den Regeln des Gesetzes eingeschränkt werden.
3.2.1.2.1. Abhängigkeit der Geschäftsfähigkeit vom Alter
Natürliche Personen, die das vierzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, gelten nach ukrainischem Recht (Art. 31 uZGB) als Kinder und können nur unwesentliche Rechtsgeschäfte abschließen. Als unwesentliche Geschäfte gelten dabei solche, die 
· die sozialen Bedürfnisse des Kindes zu befriedigen in der Lage sind,

· mit der physischen und sozialen Entwicklung des Kindes übereinstimmen und

· sich auf Objekte geringen Wertes beziehen.

Neben dem Abschluss derartiger, unwesentlicher Rechtsgeschäfte kann das Kind seine Rechte in Bezug auf intellektuelles und kreatives Eigentum wahrnehmen.

Natürliche Personen, die das vierzehnte, nicht aber das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, können folgende Rechtsgeschäfte vornehmen (Art. 32 uZGB):
· selbstständig über eigenes Gehalt oder sonstiges Einkommen verfügen

· Rechte in Bezug auf intellektuelles und kreatives Eigentum wahrnehmen

· Mitglied (Gründer) einer juristischen Person werden wenn Gegenteiliges nicht im Gesetz oder in den Gründungsverträgen der juristischen Person vorgesehen ist

· selbstständig Kontoführungsverträge abschließen und Geld vom eigenen Konto abheben.

Mit der Vollendung des achtzehnten Lebensjahres erreichen natürliche Personen nach ukrainischem Recht die volle Geschäftsfähigkeit (Art. 34 Abs. 1 uZGB)

3.2.1.2.2. Beschränkung bzw. vorzeitige Erlangung der Geschäftsfähigkeit

Das ukrainische Recht kennt mehrere Möglichkeiten, die volle Geschäftsfähigkeit bereits vor Vollendung des achtzehnten Lebensjahres zu erlangen.
· Gemäß Art. 34 Abs. 2 uZGB erlangt eine natürliche Person im Fall der Verheiratung die volle Geschäftsfähigkeit. 

· Volle Geschäftsfähigkeit kann einer natürlichen Person, die das sechzehnte Lebensjahr vollendet hat, gewährt werden, wenn diese einen Arbeitsvertrag vorweisen kann oder als Mutter bzw. Vater eines Kindes eingetragen ist. (Art. 35 Abs. 1 uZGB)
· Die volle Geschäftsfähigkeit kann von der zuständigen Behörde nach Ansuchen der betroffenen Person und unter Zustimmung der Eltern oder ohne deren Zustimmung vom Gericht verliehen werden. (Art. 35 Abs. 2 uZGB)

· Einer Person, die das sechzehnte Lebensjahr vollendet hat, kann die volle Geschäftsfähigkeit verliehen werden, wenn diese sich als Unternehmer betätigen möchte (Art. 35 Abs. 3 uZGB) bzw. betätigt (Art. 35 Abs. 4 uZGB). 
Die einmal erlangte volle Geschäftsfähigkeit geht grundsätzlich nicht mehr verloren.
Die Geschäftsfähigkeit kann durch Gerichtsbeschluss beschränkt (Art. 36 uZGB) oder komplett entzogen (Art. 39 uZGB) werden.
Personen mit beschränkter Geschäftsfähigkeit können wie Kinder (unter vierzehn Jahre) nur unwesentliche Geschäfte schließen (Art. 37 Abs. 2 uZGB). Geschäfte mit nicht unwesentlichem Charakter sind von einem Sachwalter zu besorgen. (Art. 37 Abs. 3 uZGB)

Eine Person, der die Geschäftsfähigkeit vollkommen entzogen wurde, kann keine Geschäfte schließen und wird von einem Sachwalter vertreten. (Art. 41 uZGB)

3.2.1.2.3. Haftung des Kindes bzw. des Minderjährigen
Kinder unter vierzehn Jahren haften gem. Art. 31 Abs. 2 nicht für Schäden, die dem Geschäftspartner aus dem Abschluss eines Geschäftes mit dem Kind resultieren. 
Minderjährige tragen die persönliche Haftung für einen Vertragsbuch eines von ihnen selbstständig geschlossenen Vertrages. Wenn die Eltern bzw. der gesetzliche Vertreter des Minderjährigen die Zustimmung zum Vertragsschluss erteilt haben, haften diese subsidiär für den entstandenen Schaden.

3.2.1.3. Willensbildung

Die Artikel 229 bis 231 und 233 uZGB befassen sich mit der fehlerhaften Willensbildung einer der am Rechtsgeschäft beteiligten Parteien.
Gemäß Art. 229 Abs. 1 uZGB liegt ein Fehler in der Willensbildung einer Partei dann vor, wenn sie sich über wichtige Umstände des Geschäftes im Irrtum befindet. Dazu zählen neben dem Irrtum über die Natur des Geschäftes auch der Irrtum über die mit dem Rechtsgeschäft verbundenen Rechte und Pflichten, der Irrtum über die Zusammensetzung bzw. Qualität der vom Rechtsgeschäft betroffenen Sachen, wenn deren Wert dadurch bedeutend geringer ist, oder der Irrtum über die Möglichkeit der beabsichtigten Verwendung der Sache. Der Motivirrtum hat grundsätzlich keine Bedeutung. Charitonow
 führt aus, dass der Irrtum gemäß Art. 229 Abs. 1 uZGB nicht von der Vertragspartei herbeigeführt werden musste. 

Art. 230 uZGB behandelt insofern dieselbe Problematik, als auch hier ein bedeutender Irrtum vorliegen muss. Für die Beantwortung der Frage, was einen bedeutenden Irrtum darstellt, verweist Art. 230 uZGB explizit auf Art. 229 uZGB. Der Unterschied zu Art. 229 uZGB besteht darin, dass der Irrtum vom Vertragspartner bewusst herbeigeführt werden musste. Dies ist dann der Fall, wenn der Vertragspartner das Vorliegen von Umständen, die den Abschluss des Rechtsgeschäftes verhindern könnten, verneint oder die Existenz derartiger Umstände verschweigt. Das ukrainische ZGB unterscheidet zwischen dem einfachen, nicht vom Vertragspartner veranlassten (Art. 229 uZGB) und dem vom Vertragspartner herbeigeführten, auch als „Betrug“ bezeichneten, Irrtum (Art. 230 uZGB) aufgrund der unterschiedlichen, daran geknüpften Sanktionen.

Die freie Willensbildung wird gemäß Art. 231 uZGB auch dadurch verhindert, dass eine Partei oder ein Dritter die andere Partei unter physischen oder psychischen Druck setzt. Unter Ausübung von Druck im Sinne des Art. 231 uZGB wird auch die Ausübung von Druck auf die engsten Familienmitglieder verstanden, die Vertragspartei musste die Ausübung des Drucks nicht veranlasst, sondern nur davon Kenntnis gehabt und diese Tatsache für die Verfolgung eigener Interessen ausgenützt haben
.
In der Willensbildung eingeschränkt ist eine natürliche Person auch, wenn diese unter Einfluss schwieriger Umstände erfolgt. Gemäß Art. 233 uZGB ist dies dann der Fall, wenn die Person unter dem Einfluss von für sie schwierigen Umständen stand und dabei ein Rechtsgeschäft mit für sie äußerst unvorteilhaften Bedingungen abgeschlossen hat. Auf wessen Initiative das Rechtsgeschäft abgeschlossen wurde, ist dabei nicht von Bedeutung. Schwierige Umstände liegen z.B. vor, wenn der Partei die Mittel fehlen um lebensnotwendige Produkte (Medizin, Nahrung) anzuschaffen. Was unter äußerst unvorteilhaften Bedingungen zu verstehen ist, muss sowohl anhand objektiver als auch subjektiver Umstände geklärt werden. Objektive Umstände bezeichnen dabei ein grobes Missverhältnis der Leistungen, die subjektive Seite bezieht sich auf die Erkennbarkeit dieses Missverhältnisses für die Vertragsparteien, wenn auch nicht unbedingt erforderlich ist, dass der Vertragspartner dieses Missverhältnis erkannte
.
3.2.1.4. Form

In den Art. 205 bis 210 uZGB sind die dem ukrainischen Recht bekannten Formen des Vertragsabschlusses dargestellt und wird differenziert, wann welche dieser Formen zur Anwendung kommen muss. Konkret kennt das ukrainische Recht folgende Formen, wobei anzumerken ist, dass die staatliche Registrierung in der Literatur gelegentlich nicht als eigenständige Form verstanden wird:

· Mündlichkeit

· Schriftform

· Notarielle Beglaubigung, Notarielle Beurkundung

· Staatliche Registrierung
Diese Formen werden in der Folge gesondert dargestellt:

Mündlichkeit:

Ein mündlich geschlossenes Rechtsgeschäft ist dadurch charakterisiert, dass das Verhalten der Parteien auf ihren Willen, die entsprechenden Rechtsfolgen herbeizuführen, schließen lässt. Schweigen gilt gem. Art. 205 Abs. 3 uZGB nur dann als verbindliche Willenserklärung, wenn dies gesetzlich oder vertraglich vorgesehen ist. 
Die Voraussetzungen, wann ein Vertrag mündlich geschlossen werden kann, ergeben sich aus Art. 206 uZGB. Demnach können sämtliche Rechtsgeschäfte mündlich geschlossen werden, die zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses sofort erfüllt werden, mit Ausnahme jener Geschäfte, die der notariellen Beglaubigung oder des Eintrages in das staatliche Register bedürfen, oder wenn die Nicht-Einhaltung der Schriftform deren Unwirksamkeit bedeutet (Art. 206 Abs. 1 uZGB). Außerdem können alle Rechtsgeschäfte, die mit der Erfüllung eines schriftlichen Vertrages in Zusammenhang stehen, mündlich getroffen werden, wenn dies nicht dem Gesetz oder dem Vertrag widerspricht (Art. 206 Abs. 3 uZGB). Einer juristischen Person, die für Waren oder Dienstleistungen bezahlt hat, kann gemäß Art. 206 Abs. 2 uZGB ein entsprechendes, die Zahlung bestätigendes Dokument ausgestellt werden. Charitonow führt aus, dass eine juristische Person gemäß Art. 206 Abs. 2 uZGB verpflichtet wäre, in diesem Fall vom Vertragspartner ein derartiges Dokument zu fordern
.
Schriftform:

Ein Rechtsgeschäft entspricht gemäß Art. 207 Abs. 1 uZGB dann der Schriftform, wenn sein Inhalt in einem oder mehreren Dokumenten, Briefen oder Telegrammen, die die Parteien ausgetauscht haben, enthalten ist. Der Wille der Parteien kann auch mit Hilfe von Telex, elektronischen oder anderen technischen Hilfsmitteln ausgedrückt werden. Gemäß Abs. 2 muss das Rechtsgeschäft unterschrieben sein, wobei für eine juristische Person ein nach Gesetz oder Gründungsvertrag Vertretungsbefugter die Unterschrift leisten muss.
Wenn die eigenhändige Unterschrift durch Fax, Kopie etc (elektronisch) übermittelt bzw. vervielfältigt wird, gilt diese Unterschrift nur, wenn dies gesetzlich festgelegt ist oder die Parteien dies schriftlich vereinbart haben und das Dokument (in dem diese schriftliche Vereinbarung getroffen wurde) Vergleichsunterschriften aufweist.

Für eine natürliche Person, die nicht in der Lage ist, eine Unterschrift zu leisten, kann eine andere dafür zuständige Person am Arbeitsplatz, Wohnort, in der Ausbildungsstätte oder im Krankenhaus die Unterschrift leisten. Bedarf das Rechtsgeschäft der notariellen Beglaubigung, ist die Unterschrift vom Notar oder der zuständigen Person vorzunehmen.
Gemäß Art. 208 müssen folgende Rechtsgeschäfte schriftlich abgeschlossen werden:

· Rechtsgeschäfte zwischen juristischen Personen

· Rechtsgeschäfte zwischen einer juristischen und einer natürlichen Person, wenn dieses Rechtsgeschäft nicht unter Art. 206 Abs. 1 uZGB (Mündlichkeit) fällt

· Rechtsgeschäfte zwischen natürlichen Personen, wenn die Vertragssumme das zwanzigfache des nicht steuerbaren Minimaleinkommens erreicht oder übersteigt, mit Ausnahme von Rechtsgeschäften, die unter Art. 206 Abs. 1 uZGB (Mündlichkeit) fallen

· Rechtsgeschäfte, für die das Gesetz ausdrücklich die Schriftform verlangt.

Notarielle Beglaubigung, Notarielle Beurkundung:

Die notarielle Beglaubigung ist gemäß Art. 209 Abs. 1 uZGB nur dann vorgesehen, wenn dies gesetzlich ausdrücklich gefordert oder vertraglich vereinbart ist. Die notarielle Beglaubigung wird zwar grundsätzlich von einem Notar vorgenommen, in Ermangelung eines Notars kann sie auch von den zuständigen Mitarbeitern der dafür zuständigen Selbstverwaltungsbehörde vorgenommen werden. Außerdem ist in gesetzlich vorgesehenen Fällen auch die Beglaubigung eines Vertrages durch bestimmte Personen (z.B. Chefarzt eines Krankenhauses, Kommandant einer militärischen Einheit) der Beglaubigung durch einen Notar gleichgesetzt
.
Die notarielle Beglaubigung kann nur dann durchgeführt werden, wenn der Vertragstext den in Art. 203 statuierten Erfordernissen für Rechtsgeschäfte entspricht (Art. 209 Abs. 3 uZGB).

Gemäß Art. 209 Abs. 4 uZGB kann jedes Rechtsgeschäft notariell beglaubigt werden. Neben der freiwilligen Beglaubigung, die von jeder am Rechtsgeschäft beteiligten Partei gefordert werden kann, ist die notarielle Beglaubigung in einer Vielzahl von Fällen gesetzlich vorgesehen. Dazu zählen neben Verträgen mit denen Liegenschaften veräußert, verschenkt, vermietet werden sollen (Art. 719, 732, 745 uZGB) auch Pfandbestellungen (Art. 577 uZGB), Testamente (Art. 1247 uZGB), Erbverträge (Art. 1304 uZGB), Eheverträge (Art. 94 uZGB) und andere Rechtsgeschäfte
.
Staatliche Registrierung:

Gemäß Art. 210 Abs. 1 uZGB muss ein Rechtsgeschäft nur dann staatlich registriert werden, wenn dies gesetzlich statuiert ist. Dies ist nach Art. 657 uZGB zum Beispiel bei Grundstückskäufen der Fall
. Ein Rechtsgeschäft, das gemäß Art. 210 Abs. 1 uZGB staatlich registriert werden muss, gilt erst ab dieser Registrierung als abgeschlossen.
3.2.1.5. Scheingeschäfte, Umgehungsgeschäfte
Der Legaldefinition des Art. 234 Abs. 1 uZGB zufolge, stellt ein Scheingeschäft ein fiktives Geschäft dar, das abgeschlossen wurde, ohne dass die Parteien rechtliche Folgen herbeiführen wollten. Ein Scheingeschäft wird demnach durch zwei Merkmale charakterisiert. Einerseits muss ein nach außen in Erscheinung tretendes Rechtsgeschäft vorliegen, andererseits muss den Parteien der Wille fehlen, die darin statuierten Rechtsfolgen tatsächlich herzustellen. Ob mit dem Scheingeschäft gesetzwidrige Ziele verfolgt werden oder gar keine Ziele vorliegen, ist nicht von Bedeutung
.
Als Umgehungsgeschäft bezeichnet Art. 235 Abs. 1 uZGB Rechtsgeschäfte, die zum Zweck der Verschleierung eines anderen Geschäftes abgeschlossen wurden. Tatsächlich werden bei einem Umgehungsgeschäft zwei Rechtsgeschäfte „abgeschlossen“. Einerseits das reale Rechtsgeschäft, welches die von den Parteien beabsichtigten Rechtsfolgen herbeiführen soll und andererseits das nach außen in Erscheinung tretende Rechtsgeschäft, welches den Zweck hat, das erste, reale Rechtsgeschäft zu verschleiern
.
3.2.1.6. Gesetzliche Vertretung von Kindern
Art. 203 Abs. 6 uZGB spricht ausdrücklich von Geschäften, die Eltern für ihre Kinder abschließen. Gemäß Art. 203 Abs. 6 uZGB dürfen diese Geschäfte für die Kinder nicht nachteilig sein. Wie weit der Schutz der Rechte der Kinder geht, ist widersprüchlich. Dem Gesetzestext zufolge dürfen Rechtsgeschäfte, die Eltern für ihre Kinder abschließen, nicht den Rechten und Interessen des Kindes widersprechen. Charitonow schränkt ein, dass Art. 203 Abs. 6 uZGB lediglich verbietet, Rechtsgeschäfte für die Kinder abzuschließen, die darauf gerichtet sind, die Persönlichkeitsrechte und Besitzrechte der Kinder zu beschränken
.
Andererseits subsumiert derselbe Autor unter Art. 203 Abs. 6 uZGB jenen Fall, bei dem Eltern oder ein Sachwalter Rechtsgeschäfte für ihre Kinder abschließen, die gem. Art. 71 uZGB der Genehmigung der zuständigen Vormundschaftsstelle bedürfen. Bei den in Art. 71 uZGB aufgezählten Rechtsgeschäften handelt es sich um solche,
· bei denen Eigentum des Bevormundeten aufgelassen werden soll,
· schriftliche Erklärungen im Namen des Bevormundeten abgegeben werden sollen,
· die der notariellen Beglaubigung oder staatlichen Registrierung bedürfen,
· die anderes, wertvolles Vermögen betreffen.

Ein Verstoß gegen diese Bestimmungen des Art. 71 verstößt demnach ebenfalls gegen die Gültigkeitsvoraussetzungen des Art. 203 Abs. 6 uZGB und führt zu den in Art. 224 uZGB statuierten Rechtsfolgen.
3.2.1.7. Rechtsfolgen der Unwirksamkeit (Ungültigkeit)

Das ukrainische Recht kennt gemäß Art. 215 uZGB sowohl die Nichtigkeit (Abs. 2) als auch die Anfechtbarkeit (Abs. 3) von Rechtsgeschäften. Ein Rechtsgeschäft ist gemäß Art. 215 Abs. 2 uZGB dann absolut nichtig, wenn dies gesetzlich ausdrücklich vorgesehen ist. Wenn ein Rechtsgeschäft zwar nicht von Gesetzes wegen nichtig ist, sondern vom Gericht nach Anfechtung durch eine Partei oder einen daran interessierten Dritten aufgrund einer gesetzlichen Bestimmung für ungültig erklärt werden kann, spricht Art. 215 Abs. 3 uZGB von der „erstrittenen Ungültigkeit“ (Anfechtbarkeit). Charitonow führt aus, dass dem ukrainischen Höchstgericht zufolge, ein Vertrag auch dann gerichtlich für ungültig erklärt werden kann, wenn diese Sanktion gesetzlich nicht ausdrücklich normiert ist
.
Die Verletzung der in Art. 203 Abs. 1-3, 5 und 6 uZGB aufgezählten und hier in den Punkten 3.2.1.1-3.2.1.3, 3.2.1.5 und 3.2.1.6 dargestellten Voraussetzungen für die Gültigkeit eines Rechtsgeschäftes führt gemäß Art. 215 Abs. 1 uZGB automatisch zur Unwirksamkeit (entweder Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit) des Rechtsgeschäftes.
Im Detail hat die Missachtung der in Art. 203 normierten Voraussetzungen folgende Auswirkungen auf das Rechtsgeschäft:
1. Gesetzeswidrigkeit, Sittenwidrigkeit:
Gemäß Art. 228 Abs. 2 uZGB sind Rechtsgeschäfte, die gegen die öffentliche Ordnung verstoßen, absolut nichtig. 
Ausdrückliche Regelungen für gesetzeswidrige oder sittenwidrige Rechtsgeschäfte bestehen nicht. In diesem Fall ist m. E. daher von bloßer Anfechtbarkeit auszugehen. Dies ergibt sich insbesondere aus Art. 203 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 215 Abs. 1 und der Tatsache, dass bei Umgehungsgeschäften das tatsächlich gewollte Geschäft bei Gesetzwidrigkeit gerichtlich für ungültig erklärt werden kann
. 
2. Geschäftsfähigkeit:

Lag beim Vertragsabschluss die Geschäftsfähigkeit einer Partei nicht vor, ist das Geschäft nicht absolut nichtig, sondern kann vom gesetzlichen Vormund nachträglich genehmigt werden (vgl. Art. 221 Abs. 1 und Art. 222 Abs. 1 uZGB). Verweigern die Eltern die Zustimmung, gelten Rechtsgeschäfte mit Kindern (bis vierzehn Jahre) als absolut nichtig (vgl. Art. 221 Abs. 1 uZGB) und Rechtsgeschäfte mit Minderjährigen (vierzehn bis achtzehn Jahre) als gerichtlich anfechtbar (vgl. Art. 222 Abs. 2 uZGB).

3. Willensbildung:

Wenn eine Partei bei der Willensbildung einem Fehler unterlag (Art. 229 Abs. 1 uZGB), eine Partei bewusst über rechtsgeschäftlich bedeutsame Umstände in den Irrtum geführt wurde (Art. 230 Abs. 1 uZGB), oder das Rechtsgeschäft unter Ausübung von Gewalt gegen den Willen der Partei (Art. 231 Abs. 1 uZGB) zustande kam, kann das Rechtsgeschäft gerichtlich für ungültig erklärt werden. 
Bei Vorliegen eines Fehlers hat die Partei des Rechtsgeschäftes, der der Fehler aus eigenem Verschulden unterlaufen ist, der anderen Partei den dieser entstandenen Schaden zu ersetzen. Ebenso muss die Partei, die den Fehler wegen ihrem unvorsichtigen Verhalten herbeigeführt hat, den Schaden der anderen Partei ersetzen (Art. 229 Abs. 2 uZGB).
Wurde eine Partei bewusst in den Irrtum geführt oder kam der Vertrag durch Zwang zustande, ist der belasteten Partei der doppelte materielle sowie der moralische Schaden zu ersetzen (Art. 230 Abs. 2, Art. 231 Abs. 2 uZGB).

Gemäß Art. 233 Abs. 1 uZGB kann ein Rechtsgeschäft, welches unter für eine Partei schwierigen Umständen zustande gekommen ist, gerichtlich für ungültig erklärt werden, wenn es für diese Partei überwiegend nachteilig ist. Diese Partei hat aber ihrem Vertragspartner den materiellen und moralischen Schaden zu ersetzen (Art. 233 Abs. 2 uZGB)
.
4. Form
:
Wenn gesetzlich die (einfache) Schriftform vorgeschrieben ist, führt deren Missachtung gemäß Art. 218 Abs. 1 uZGB nur dann zur Ungültigkeit des Rechtsgeschäftes, wenn dies gesetzlich ausdrücklich vorgesehen ist. Ist die Ungültigkeit nicht ausdrücklich vorgesehen, besteht die einzige vorgesehene Sanktion darin, dass der Beweis über das Zustandekommen des Rechtsgeschäftes nicht gestützt auf Zeugen erfolgen kann (Art. 218 Abs. 2 uZGB). Ist die Ungültigkeit ausdrücklich vorgesehen, kann das Rechtsgeschäft gemäß Art. 218 Abs. 3 uZGB dennoch gerichtlich als gültig erklärt werden, wenn das Rechtsgeschäft von einer Vertragspartei zumindest teilweise erfüllt und dies von der anderen Seite bestätigt wurde.
Wurde die gesetzlich normierte Notariatsaktsform missachtet, ist das Rechtsgeschäft gemäß Art. 219 Abs. 1 und Art. 220 Abs. 1 uZGB nichtig. Durch Gerichtsentscheid kann es aber unter bestimmten Umständen dennoch für gültig erklärt werden. Dies erfolgt bei einem einseitigen Rechtsgeschäft (Art. 219 Abs. 2 uZGB), wenn das Rechtsgeschäft dem Willen des Erklärenden entspricht und die Einhaltung der Notariatsaktsform aufgrund von für den Erklärenden nicht beeinflussbaren Umständen verhindert wurde. Bei mehrseitigen Rechtsgeschäften ist die nachträgliche, gerichtliche Verleihung der Wirksamkeit gemäß Art. 220 Abs. 2 uZGB an die Voraussetzungen geknüpft, dass die wesentlichen Vertragsbedingungen schriftlich belegt sind, der Vertrag teilweise oder ganz erfüllt wurde und eine Vertragspartei die Einhaltung der Notariatsaktsform verhindert hat. Wird der Vertrag vom Gericht für gültig erklärt, ist die nachträgliche Einholung einer notariellen Beglaubigung nicht mehr notwendig.
5. Scheingeschäfte, Umgehungsgeschäfte:
Scheingeschäfte können gemäß Art. 234 Abs. 2 gerichtlich für ungültig erklärt werden. 
Bei Umgehungsgeschäften gilt keinesfalls das vorgetäuschte, tatsächlich nicht gewollte Rechtsgeschäft, es ist jedenfalls absolut nichtig. Das verdeckte, von den Parteien tatsächlich gewollte Geschäft ist gültig, wenn es den gesetzlichen Anforderungen entspricht. Widerspricht es gesetzlichen Bestimmungen, kann es gerichtlich für ungültig erklärt werden
.
6. Gesetzliche Vertretung von Kindern:

Wenn der gesetzliche Vertreter ein in Art. 71 uZGB genanntes Geschäft für jene natürliche Person, deren gesetzlicher Vertreter er ist, ohne Einholung der Zustimmung der zuständigen Vormundschaftsstelle abschließt, ist dieses Rechtsgeschäft gemäß Art. 224 Abs. 1 uZGB absolut nichtig. Das Rechtsgeschäft kann gemäß Art. 224 Abs. 2 uZGB auf Antrag dennoch gerichtlich für gültig erklärt werden, wenn es den Interessen des Bevormundeten entspricht.
Gemäß Art. 216 uZGB hat die Nichtigkeit oder gerichtliche Erklärung der Ungültigkeit zur Folge, dass das Rechtsgeschäft keine rechtlichen Wirkungen entfalten kann und sämtliche empfangene und erhaltene Leistungen „zweiseitig rückgestellt“ werden müssen. Primär ist eine Naturalrestitution vorzunehmen, sekundär ist, wenn eine Naturalrestitution nicht möglich ist, der entsprechende Geldwert zu restituieren
.
3.2.2. Der Vertragsabschluss

Im zweiten Buch des ukrainischen Zivilgesetzbuches behandelt das ukrainische Recht in den Art. 626ff allgemeine Bestimmungen zu Verträgen und im Anschluss daran in den Art. 638ff die Regeln für den Vertragsabschluss. In den Art. 655ff sind Sonderbestimmungen für Kaufverträge enthalten.
Hier werden zuerst die allgemeinen Bestimmungen zu Verträgen im ukrainischen Recht dargestellt. In der Folge wird auf die Regeln für den Vertragsabschluss eingegangen, wobei sich die gegenständliche Darstellung auf den Abschluss von Kaufverträgen beschränkt.
3.2.2.1. Allgemeine Bestimmungen zu Verträgen
Die in Art. 626 Abs. 1 uZGB enthaltene Definition eines Vertrages entspricht im Wesentlichen der Definition eines Rechtsgeschäftes gemäß Art. 202 uZGB. Das Rechtsgeschäft stellt aber insofern den weiteren Begriff dar, als jede Handlung, die auf die Herbeiführung von Rechtsfolgen gerichtet ist, ein Rechtsgeschäft darstellen kann, ein Vertrag aber eine Übereinkunft von mindestens zwei Parteien erfordert.
Gemäß Art. 626 Abs. 2,3 uZGB kann ein Vertrag sowohl einseitig, als auch mehrseitig ausgestaltet sein. Der Unterschied besteht darin, dass bei einem einseitigen Vertrag nur eine Vertragspartei begünstigt ist, während die andere Partei ausschließlich Verpflichtungen eingeht und bei einem zweiseitigen Vertrag sowohl Verpflichtungen als auch Rechte beide Vertragsparteien treffen. In diesem Zusammenhang ist der dem ukrainischen Recht bekannte Publikumsvertrag gemäß Art. uZGB zu erwähnen.
Diese, sowohl dem österreichischen ABGB als auch dem UN-Kaufrecht fremde Rechtsnatur muss hier gesondert dargestellt werden. 
In der Folge wird der in Art. 634 uZGB behandelte, auch dem ukrainischen Recht neue Beitrittsvertrag behandelt.

3.2.2.1.1. Publikumsvertrag
Eine besondere Vertragsart stellt im ukrainischen Recht der so genannte Publikumsvertrag dar. Er zeichnet sich dadurch aus, dass ein Unternehmer (dieser Begriff umfasst sowohl juristische Personen, die sich unternehmerisch betätigen, als auch Einzelunternehmer
) die Pflicht, bestimmte Produkte zu verkaufen, Arbeiten zu verrichten oder Dienstleistungen zu erbringen, auf sich genommen hat. Als Beispiele führt Art. 633 Abs. 1 uZGB an:
· Einzelhandel

· allgemeiner Transport

· Telekommunikation

· medizinische Versorgung

· Gastwirtschaft

· Bankdienstleistungen

Diese Aufzählung des Art. 633 Abs. 1 uZGB ist demonstrativ, neben den gesetzlich normierten Publikumsverträgen sind vom Begriff des Publikumsvertrages sämtliche Leistungen eines Unternehmers erfasst, die dieser öffentlich anbietet. Die Qualifizierung als Publikumsvertrag unterliegt in diesem Fall dem Gericht.
Der Publikumsvertrag muss zwischen dem Unternehmer und dem abschlusswilligen Konsumenten abgeschlossen werden und weist gegenüber einem normalen Vertrag folgende Besonderheiten auf:
Entgegen der in Art. 627 uZGB normierten Freiheit des Vertragsabschlusses muss der Unternehmer einen Vertrag mit dem Konsumenten über die Erbringung der Leistung schließen. Von dieser Pflicht ist er nur dann befreit, wenn er beweist, dass er zur Erbringung der Leistung nicht imstande ist. Die Beweislast trifft den Unternehmer.

Auch der Inhalt des Publikumsvertrages ist nicht frei verhandelbar. Der Unternehmer muss allen Konsumenten dieselben Konditionen gewähren. Eine unterschiedliche Behandlung der Konsumenten ist nicht erlaubt. Insbesondere dürfen ausgewählten Konsumenten auch keine Begünstigungen gewährt werden. Es dürfen nur diejenigen Konsumenten besser gestellt werden, denen bestimmte Vergünstigungen gesetzlich zustehen. Dies gilt zum Beispiel für Angehörige der Streitkräfte, die in bestimmten Fällen bevorzugt zu bedienen/behandeln sind und denen Nachlässe zu gewähren sind.

Kommt der Unternehmer seiner Pflicht zum Vertragsabschluss nach den dargestellten Regeln nicht nach, wird er schadenersatzpflichtig und muss gemäß Art. 633 Abs. 4 uZGB dem Konsumenten alle Aufwendungen ersetzen, die diesem im Zuge der Weigerung des Unternehmers zum Vertragsabschluss entstanden sind.
3.2.2.1.2. Beitrittsvertrag

Als weitere Besonderheit des ukrainischen Zivilrechts sei der in Art. 634 uZGB geregelte Beitrittsvertrag genannt. Dieser Vertragstypus bezeichnet Verträge, bei denen der Vertrag nicht durch Vertragsverhandlungen zustande kommt, sondern die Ausarbeitung des Vertrages von einer Partei übernommen wird und die andere Vertragspartei keine Möglichkeit hat, den Vertragsinhalt zu beeinflussen. Ihr bleibt nur die Entscheidung, den Vertrag zu unterzeichnen oder nicht. Weiters bestehen Besonderheiten bezüglich der Aufhebung oder Abänderung derart abgeschlossener Verträge. Die Voraussetzungen für die Aufhebung oder Abänderung dieser Verträge sind in Art. 634 Abs. 2, 3 uZGB normiert, werden hier aber aufgrund deren Komplexität nicht näher dargestellt. Auf den Kommentar von Tkatschuk
 wird verwiesen.
3.2.2.2. Abschluss von Kaufverträgen
Ein Kaufvertrag wird gemäß Art. 638 uZGB dadurch abgeschlossen, dass sich die Parteien über die wesentlichen Vertragspunkte einigen. In diesem Zusammenhang wird in Art. 638 uZGB normiert, dass ein Vertrag nur dann als abgeschlossen gilt, wenn die Parteien die für den Vertragsabschluss vorgesehene Form eingehalten haben. Ein Vertrag kann gemäß Art. 639 uZGB in jeder beliebigen Form geschlossen werden, wenn das Gesetz keine besonderen Formen verlangt. Dabei verweist Art. 639 uZBG Abs. 1 offensichtlich auf Art. 205ff uZGB (siehe Punkt 3.2.1.4.), wobei diese Ansicht auch von Tkatschuk
 vertreten wird. Die Vertragsparteien können gemäß Art. 639 Abs. 2 uZGB übereinkommen, den Vertrag in einer bestimmten Form zu schließen. In diesem Fall gilt der Vertrag erst mit Einhaltung der entsprechenden Forma als abgeschlossen. Bei Vereinbarung der Schriftform muss somit der Vertrag, um Gültigkeit zu erlangen, unterschrieben werden (Absatz 3) und bei Vereinbarung der notariellen Beglaubigung gilt der Vertrag erst als abgeschlossen, wenn diese Beglaubigung erfolgt ist (Absatz 4).
Während das ukrainische Zivilgesetzbuch in Art. 640 Abs. 1 grundsätzlich davon ausgeht, dass ein Vertrag mit Erhalt der Annahmeerklärung durch den Angebotssteller zustande kommt, existieren von diesem Grundsatz bedeutende Ausnahmen: Gemäß Art. 640 Abs. 2 uZGB kommen Verträge, bei denen das Gesetz die Übergabe einer Sache verlangt, erst mit Erfüllung dieses Erfordernisses zustande. Zu diesen Realverträgen, die erst mit Übergabe des Rechtsobjektes zustande kommen, zählen zum Beispiel Leihverträge gemäß Art. 1046 uZGB oder Verträge, die auf Lebenszeit gelten
.
Art. 640 Abs. 3 uZGB wiederholt m. E. den Inhalt des Art. 639 Abs. 2-4 uZGB, wonach Verträge, die der notariellen Beglaubigung oder staatlichen Registrierung (siehe Punkt 3.2.1.4.) bedürfen, erst mit dieser zustande kommen. Verträge, die sowohl der notariellen Beglaubigung, als auch der staatlichen Registrierung bedürfen, gelten erst als abgeschlossen, wenn die staatliche Registrierung erfolgt ist.
Im Folgenden wird der Regelfall des Vertragsabschlusses durch Angebot und Annahme näher dargestellt.

3.2.2.2.1. Angebot

Ein Angebot muss, damit es als verbindliches Rechtsgeschäft
 qualifiziert werden kann, gemäß Art. 642 Abs. 1 und 2 uZGB folgende drei Voraussetzungen erfüllen:
· Bestimmtheit (Art. 641 Abs. 1 uZGB)
· Bindungswille (Art. 641 Abs. 1 uZGB)
· Adressat (Art. 641 Abs. 2 uZGB)
Auf diese Voraussetzungen ist in der Folge gesondert einzugehen.

3.2.2.2.1.1. Bestimmtheit
Dass ein Angebot „bestimmt“ sein muss, um Rechtswirkungen zu entfalten, ergibt sich einerseits aus Art. 641 Abs. 1 uZGB, wonach das Angebot die wesentlichen Vertragsbedingungen enthalten muss und andererseits aus der Tatsache, dass die Annahme des Angebotes gemäß Art. 638 Abs. 2 uZGB automatisch zum Vertragsabschluss führt, für das Zustandekommen eines Vertrages aber gem. Art. 638 Abs. 1 uZGB eine Einigung über die wesentlichen Vertragsbestimmungen, das sind  

· Bestimmungen über den Vertragsgegenstand, 

· vom Gesetz für den Abschluss des jeweiligen Vertrages vorgesehene Bestimmungen und 

· Bestimmungen, die von einer Vertragspartei als wesentlich angesehen werden,

Voraussetzung ist.
In Bezug auf Kaufverträge steht außer Streit, dass sich die Parteien vor Vertragsabschluss über die zu liefernde Ware einigen müssen. Dies ergibt sich insbesondere aus Art. 638 Abs. 2 uZGB.

Dagegen ist die Notwendigkeit der Festlegung des Preises nicht eindeutig geregelt bzw. widersprüchlich. Art. 641 Abs. 1 uZGB spricht nur davon, dass das Angebot die „wesentlichen Vertragsbestimmungen“ enthalten muss und verweist damit mE auf Art. 638 uZGB. Dort wird der Preis nicht ausdrücklich als Gültigkeitsvoraussetzung angeführt, ob die Festlegung des Preises unter die wesentlichen Vertragsbedingungen fällt, bleibt vom Gesetz unbeantwortet. Nach Tkatschuk ist es „offensichtlich, dass für alle Austauschverträge die Einigung über den Preis eine wesentliche Bedingung ist“
. In Art. 632 uZGB wird neben der grundsätzlichen Festlegung, dass der Preis im Regelfall durch Einigung der Parteien zustande kommt (Abs. 1) und Bestimmungen zur Preisänderung nach Vertragsschluss (Abs. 2 und 3), in Abs. 4 normiert, dass bei Verträgen, in denen ein Preis weder festgelegt wurde, noch aus den Vertragsbestimmungen ermittelt werden kann, jener Preis gilt, der im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses für analoge Waren, Arbeiten oder Dienstleistungen üblicherweise gezahlt wurde. Dazu führt Tkatschuk
 aus, dass dies nur bei Verträgen gelten soll, für die eine Einigung über den Preis nicht wesentlicher Vertragsbestandteil ist, denn wenn es sich beim Preis um einen wesentlichen Vertragsbestandteil handelt, kommt ein Vertrag gar nicht rechtsgültig zustande. Wörtlich führt Tkatschuk für Verträge, bei denen der Preis keine wesentliche Bedingung darstellt, weiter aus: „Die Unbestimmtheit des Preises befreit den Käufer (Besteller) bei einem Austauschvertrag nicht von der Verpflichtung zur Bezahlung der entgegengenommenen Ware (Arbeit, Dienstleistung)“
. Daraus folgt mE, dass bei einem Kaufvertrag eine Einigung auf den Preis unterbleiben kann. Dem widerspricht Charitonow wiederum, wenn er angibt, dass „der Kaufvertrag einen Austauschvertrag darstellt, bei dem die mangelnde Einigung der Parteien über eine Bestimmung wie den Kaufpreis zu einem Fehlen eines Kaufvertrages an sich führt“
.
Abschließend ist festzuhalten, dass mE eine grundsätzliche Festlegung, ob eine Einigung über den Kaufpreis Gültigkeitsvoraussetzung für das Zustandekommen des Vertrages ist, im ukrainischen Recht keine Deckung findet, sondern vielmehr darauf abzustellen ist, welche Bedeutung die Vertragsparteien dem Kaufpreis beigemessen haben und ob sie bewusst (da sie von einem üblichen Kaufpreis ausgingen) auf die Festlegung des Kaufpreises verzichtet haben.

3.2.2.2.1.2. Bindungswille

Der Angebotssteller muss mit dem Angebot seinen Willen zum Ausdruck bringen, im Fall der Annahme des Angebotes an dieses gebunden zu sein. Das bedeutet, dass, wenn sich im „Angebot“ Hinweise darauf befinden, dass der „Angebotssteller“ noch weitere Verhandlungen für notwendig erachtet, handelt es sich nicht um ein Angebot im rechtlichen Sinn, sondern nur um eine Aufforderung, in Geschäftskontakt zu treten. Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass das Schreiben alle übrigen notwendigen Voraussetzungen eines Angebotes (insbesondere Ware und Preis) enthält
.
3.2.2.2.1.3. Adressat

Grundsätzlich muss ein Angebot gemäß Art. 641 Abs. 2 uZGB an eine bestimmte Person oder einen abgrenzbaren Personenkreis gerichtet sein, um als Angebot qualifiziert werden zu können. Andernfalls, wenn das Schreiben an einen unbestimmten Adressatenkreis ergeht oder es sich um Reklame handelt, ist grundsätzlich nicht von einem rechtsverbindlichen Angebot, sondern von einer Einladung zu weiteren Verhandlungen oder einer Angebotsstellung auszugehen. Von diesem Grundsatz kann durch Erklärung in dem Schreiben mit unbestimmtem Adressatenkreis abgegangen werden, indem der Erklärende angibt, dass es sich um ein Angebot handelt, an das er sich gebunden sieht. 

Eine Ausnahme von diesem Erfordernis, dass ein Angebot an einen bestimmten Adressatenkreis gerichtet werden muss, stellt der in Punkt 3.2.2.1.1. behandelte Publikumsvertrag dar.
3.2.2.2.1.3. Rücknahme bzw. Widerruf des Angebotes

Das uZGB unterscheidet begrifflich nicht zwischen Rücknahme (vor oder mit Zugang des Angebotes) und Widerruf (nach Zugang des Angebotes) des Angebotes. In Art. 641 Abs. 3 uZGB ist normiert, dass ein Angebot vor oder gleichzeitig mit Zugang des Angebotes zurückgenommen werden kann. Hinsichtlich eines Widerrufs des Angebotes wird im Anschluss festgelegt, dass dieser grundsätzlich nicht möglich ist, eine Ausnahme besteht nur, wenn sich aus dem Angebot selbst ergibt, dass sich der Angebotssteller diese Möglichkeit offen hält. Dem Gesetzestext zufolge muss die Widerrufbarkeit nicht ausdrücklich im Angebot ausbedungen sein, es genügt, wenn sich die Widerrufbarkeit aus den Umständen der Angebotsstellung ergibt. Welche Umstände der Angebotsstellung dazu führen können, dass ein Angebot widerrufbar ist, wird in der vorliegenden Lehre nicht thematisiert, m. E. kommt dafür z.B. in Betracht, wenn der Angebotsempfänger weiß, dass der Angebotssteller nach erfolgter Angebotslegung nach alternativen Beschaffungsmöglichkeiten sucht.
Für die Frage ob bzw. wie lange ein Angebot zurückgenommen bzw. widerrufen werden kann, ist somit der Zugang des Angebotes beim Empfänger entscheidend. Wann eine Willenserklärung im ukrainischen Recht als zugegangen gilt, ist nicht speziell geregelt. M. E. spricht die wörtliche Übersetzung
 dafür, dass der Erhalt und nicht die Kenntnisnahme des Angebotes als Zugang zu qualifizieren ist. Das bedeutet, dass ein Angebot grundsätzlich bis zu dem Zeitpunkt zurückgenommen werden kann, wenn es beim Empfänger eingeht. Die Kenntnisnahme durch den Angebotsempfänger ist nicht ausschlaggebend.
3.2.2.2.2. Annahme

Die Annahme ist im ukrainischen Recht in den Art. 642 ff uZGB geregelt, wobei das ukrainische Zivilrecht die Annahme außerordentlich detailliert regelt. 
3.2.2.2.2.1. Annahmehandlung
Im Regelfall gilt als Annahme die ausdrückliche Erklärung des Angebotsempfängers dieses „zur Gänze und ohne Bedingungen“ anzunehmen. Als Annahme gilt demnach nur eine solche Antwort, die eine Zustimmung zu allen im Angebot enthaltenen Bestimmungen ausdrückt und keine neuen (zusätzlichen) Bedingungen oder Klauseln enthält
. Sind in einer als „Annahme“ bezeichneten Antwort auf ein Angebot abweichende oder zusätzliche Bedingungen enthalten, gilt diese Antwort gemäß Art. 646 nicht als Annahme des Angebotes, sondern stellt ein erneutes Angebot dar, welches für das Zustandekommen eines Vertrages einer den Voraussetzungen des Art. 642 entsprechenden Annahme durch den ursprünglichen Angebotssteller bedarf.

Wie das Angebot stellt auch die Annahme ein einseitiges Rechtsgeschäft dar, welches bei Zugang beim Empfänger (dem Angebotssteller) einen Vertrag und die damit verbundenen rechtlichen Beziehungen begründet
. 
Die Annahme kann gemäß ukrainischem Zivilrecht auf verschiedene Arten erfolgen. Neben der schriftlichen Annahme ist auch eine mündliche oder sogar stillschweigende, konkludente Annahme möglich (bei Verträgen, die mündlich geschlossen werden können, siehe dazu Punkt „3.1.2.4. Form“). In Art. 642 Abs. 2 uZGB ist der Fall geregelt, dass der Angebotsempfänger keine Annahmeerklärung abgibt, sondern eine dem Angebot entsprechende Annahmehandlung setzt. Art. 642 Abs. 2 uZGB zählt diesbezüglich beispielhaft die Absendung der Ware, Vornahme von Dienstleistungen, Ausführung von Arbeiten und Bezahlung des dem Angebot entsprechenden Preises auf. Eine derartige Handlung gilt gemäß Art. 642 Abs. 2 uZGB dann als Annahme, wenn diese Handlung den Willen zum Vertragsabschluss zum Ausdruck bringt, innerhalb der Annahmefrist und somit rechtzeitig erfolgt (siehe dazu Punkt „3.2.2.2.2.3. Rechtzeitigkeit“) und weder gesetzlich noch im zugrunde liegenden Angebot eine derartige Annahmehandlung ausgeschlossen wird.
3.2.2.2.2.2. Rücknahme der Annahmeerklärung

Gemäß Art. 642 Abs. 3 uZGB kann der Annehmende seine Annahme zurücknehmen solange die Annahme dem Angebotssteller noch nicht zugegangen ist. Um die Annahme unwirksam zu machen, muss der Annehmende den Angebotssteller vor oder gleichzeitig mit Zugang der Annahme davon unterrichten, dass er keinen – dem Angebot entsprechenden – Vertrag schließen möchte. 

3.2.2.2.2.3. Rechtzeitigkeit

Das ukrainische Zivilgesetzbuch unterscheidet bei der Beurteilung der für die Rechtsverbindlichkeit der Annahme notwendigen Rechtzeitigkeit der Annahmeerklärung zwischen solchen Annahmeerklärungen, bei denen ein Angebot, welches eine Frist zur Annahme beinhaltet, existiert (Art. 643 uZGB) und solchen, bei denen das zugrunde liegende Angebot keine Frist normiert (Art. 644 uZGB).
Der Angebotssteller kann im Angebot eine Frist festlegen, in der er an das Angebot gebunden sein möchte. In diesem Fall muss die Annahme dem Angebotssteller innerhalb der im Angebot gesetzten Frist zugehen, damit unmittelbar ein Vertrag zustande kommen kann (siehe auch Punkt 3.2.2.2.2.4. Verspätete Annahmeerklärung). Wird die Annahmeerklärung demnach z. B. per Post abgesendet, muss der Postlauf berücksichtigt werden, damit die Annahme rechtzeitig zugehen kann
.
Bei Angeboten, in denen keine Frist zur Annahme gesetzt wurde, unterscheidet das ukrainische Recht zwischen mündlichen (Art. 644 Abs. 1 uZGB) und schriftlichen (Art. 644 Abs. 2 uZGB) Angeboten. Ein mündliches Angebot muss demnach unverzüglich angenommen werden. Der Angebotssteller bleibt nicht an das Angebot gebunden, wenn dieses nicht sofort – im Zuge des Gespräches – angenommen wird. Ein schriftliches Angebot, in dem keine Frist zur Annahme gesetzt wurde, bleibt für den Angebotssteller so lange verbindlich, wie es im Gesetz normiert ist, bzw., wenn eine derartige Bestimmung fehlt (eine allgemein gültige Frist ist im ukrainischen Zivilgesetzbuch nicht festgelegt), so lange, wie für eine Antwort normalerweise notwendig ist. Das bedeutet, dass, wenn keine Frist zur Annahme gesetzt wurde, die Zeit, in der der Angebotssteller an das Angebot gebunden ist, im konkreten Einzelfall zu berechnen ist. Dabei spielen viele Umstände, insbesondere Handelsbrauch in der Branche, Geschäftskontakte zwischen den Parteien vor der Angebotsstellung (wenn existent) und die Frist für den Postweg (in beide Richtungen) eine Rolle
.
Setzt der Angebotsempfänger eine Annahmehandlung gemäß Art. 642 Abs. 2 uZGB, stellt sich die Frage, ob die Frist zur Annahme unterschiedlich zu den in den Art. 643 f uZGB normierten Bestimmungen zu beurteilen ist. Ob die Annahmehandlung rechtzeitig erfolgte, ergibt sich m. E. – der Systematik des Gesetzestextes folgend – aus den Art. 643 f uZGB. Die Formulierung des Art. 642 Abs. 2 ist demnach missverständlich. Sie lautet: „Wenn die Person, die das Angebot einen Vertrag zu schließen, bekommen hat, innerhalb der Frist zur Annahme eine Annahmehandlung, die ihren Willen zum Vertragsabschluss entsprechend den Bedingungen des Angebots ausdrückt, setzt, gilt dies als Annahme des Angebotes, wenn im Angebot nichts Gegenteiliges festgelegt wurde.“ M. E. ist für die Qualifikation der Annahmehandlung als Annahme nicht ausschlaggebend, wann die Annahme erfolgt. Eine Annahme kann auch erfolgen, wenn die Frist zur Annahme bereits abgelaufen ist, m. E. hat die Frist nur Einfluss auf die Bindung des Angebotsstellers an sein Angebot. Auch ist für die Beurteilung der Rechtzeitigkeit nicht ausschlaggebend, wann die Annahmehandlung erfolgte, sondern ausschließlich, wann der Angebotssteller Kenntnis von der Annahme  erlangte – im Anwendungsbereich des Art. 642 Abs. 2 uZGB wäre dies z. B. der Erhalt der Ware oder des Kaufpreises. Der Sinn der Fristsetzung besteht nämlich darin, dass der Angebotssteller nach Ablauf der Frist einen neuen Vertragspartner suchen kann und nicht dauerhaft der Unsicherheit ausgesetzt ist, ob der Angebotsempfänger das Angebot annehmen wird. Deshalb ist es m. E. unbeachtlich, ob die Annahmehandlung innerhalb der gesetzten Frist erfolgte, ausschließlich die rechtzeitige Kenntnisnahme durch den Angebotssteller ist entscheidend. Die entsprechende Formulierung des Art. 642 Abs. 2 uZGB („innerhalb der Frist zur Annahme“) widerspricht folglich m. E. der Gesetzessystematik.
3.2.2.2.2.4. Verspätete Annahmeerklärung

Wenn die Annahmeerklärung beim Angebotssteller erst nach Ablauf der Annahmefrist eintrifft, ist dieser gemäß Art. 645 Abs. 1 uZGB nicht mehr an sein Angebot gebunden. Art. 645 Abs. 2 uZGB behandelt den Fall, dass die Annahmeerklärung zwar rechtzeitig abgesendet wurde, dem Angebotssteller aber erst nach Ablauf der Frist zugegangen ist. In diesem Fall muss der Empfänger der Annahmeerklärung unverzüglich mitteilen, dass er nicht mehr am Vertragsabschluss interessiert ist, wenn er sich auf den Ablauf der Frist berufen möchte. Unterlässt er die unverzügliche Benachrichtigung des Annehmenden vom Ablauf der Frist, kommt der Vertrag mit dem Zeitpunkt zustande, zu dem die Annahme beim Angebotssteller zugeht. Schwierigkeiten bereitet in diesem Zusammenhang der Begriff „rechtzeitig“. Der Begriff der Rechtzeitigkeit in Art. 645 Abs. 2 uZGB ist von jenem der Art. 643 f uZGB zu unterscheiden, denn die Rechtzeitigkeit in Art. 645 Abs. 2 uZGB bedeutet nicht, dass die Annahme lediglich vor Ablauf der Annahmefrist abgesendet werden müsste, sondern berücksichtigt auch den normalerweise üblichen Postlauf
. Das bedeutet, dass der Anwendungsbereich des Art. 645 Abs. 2 uZGB auf jene Fälle beschränkt ist, in denen der Annehmende zurecht davon ausgehen konnte, dass dem Angebotssteller die Annahmeerklärung innerhalb der Annahmefrist zugehen würde, dies aber aufgrund unüblicher Umstände nicht erfolgte. M. E. aufgrund der Tatsache, dass in diesem Fall beide Parteien schützenswert sind – der Angebotssteller, weil er mit Ablauf der Frist einen neuen Vertragspartner suchen kann und der Annehmende, weil er die Annahme für ihn subjektiv rechtzeitig abgesendet hat – trifft Art. 645 Abs. 2 uZGB die Spezialregel, dass der Empfänger der Annahme den Annehmenden unmittelbar nach Erhalt der Annahmeerklärung davon unterrichten muss, wenn er nicht mehr am Vertragsabschluss interessiert ist, widrigenfalls der Vertrag als zustande gekommen anzusehen ist. Tkatschuk
 zufolge hat der Angebotssteller, wenn er dem Annehmenden unverzüglich die Verspätung der Annahme mitteilt, das Recht, die verspätete Annahmeerklärung als neuerliches Angebot ohne Fristsetzung zu betrachten, das er innerhalb der sich aus Art. 644 Abs. 2 uZGB ergebenden Annahmefrist annehmen kann. Analog zur verspäteten Annahmeerklärung im Sinne des Art. 645 Abs. 2 uZGB ist m. E. der Fall zu beurteilen, dass die Annahme durch eine Annahmehandlung (z. B. Versenden der Ware) im Sinne des Art. 642 Abs. 2 uZGB erfolgte. 
Gemäß Art. 645 Abs. 3 uZGB kommt ein Vertrag mit Einwilligung des Angebotsstellers auch dann zustande, wenn die Annahme „mit Verspätung abgesendet und (oder) zugegangen“ ist. In diesem Zusammenhang ist insbesondere fraglich, ob „mit Einwilligung des Angebotsstellers“ nur auf den inneren, nicht nach außen in Erscheinung tretenden Willen des Angebotsstellers abstellt oder eine entsprechende Benachrichtigung des Annehmenden durch den Empfänger der Annahmeerklärung voraussetzt. Weder aus dem Gesetzestext, noch aus der mir vorliegenden Literatur, ergibt sich die genaue Bedeutung dieser Formulierung.
M. E. ist der Empfänger der Annahme zur Mitteilung, dass er den Vertrag als geschlossen betrachtet, verpflichtet, wenn die Vertragserfüllung nicht in einer – sich an Art. 645 Abs. 2 uZGB orientierenden – Frist erfolgen soll. Einerseits erscheint es nämlich nicht Ziel führend, eine Mitteilung über die „Einwilligung in den Vertragsabschluss“ zu fordern, wenn der Vertrag unmittelbar erfüllt werden soll. Andererseits wäre eine Situation, in der dem Angebotssteller die Annahme zugegangen ist, die Vertragserfüllung aber erst in entfernter Zukunft erfolgen soll, insofern problematisch, als der (das ursprüngliche Angebot) Annehmende in diesem Fall nicht weiß, ob der Vertrag geschlossen wurde oder nicht. Außerdem wäre es m. E. der Rechtssicherheit nicht dienlich, wenn die Entscheidung über das Zustandekommen des Vertrages über lange Zeit alleine beim Empfänger der verspäteten Annahme liegen würde. 
3.3. Vertragsabschluss nach UN-Kaufrecht

Das UN-Kaufrecht beinhaltet ausschließlich Regelungen über den „äußeren Konsens“
 und regelt demnach in den Art. 14 bis 24 UN-K die für den Vertragsabschluss notwendigen Willenserklärungen Angebot und Annahme. 
Das UN-Kaufrecht begnügt sich demnach damit, den durch Angebot und Annahme in Erscheinung tretenden äußeren Konsens zu regeln, die „innere Gültigkeit“
 des Vertrages ist auch im Anwendungsbereich des UN-Kaufrechts nach nationalem Recht zu beurteilen.

Gemäß Art. 4 lit. a UN-K „betrifft das Abkommen nicht die Gültigkeit des Vertrages oder einzelner Vertragsbestimmungen oder die Gültigkeit von Gebräuchen.“ Fragen betreffend die Geschäftsfähigkeit, das Vorliegen von Willensmängeln, eine rechtmäßige Vertretung oder Gesetzesverstöße sind nach dem mit Hilfe des IPR ermittelten, anwendbaren nationalen Recht zu beantworten
.
3.3.1. Form

Gemäß Art. 11 UN-K „braucht der Kaufvertrag nicht schriftlich geschlossen werden und unterliegt auch sonst keinen Formvorschriften. Er kann auf jede Weise bewiesen werden, auch durch Zeugen.“
Ein gesetzliches Formgebot besteht somit nicht, Art. 11 UN-K steht aber gemäß Art. 6 UN-K einem von den Parteien vereinbarten (gewillkürten) oder sich aus den Handelsbräuchen ergebenden Formgebot nicht im Wege
.
Wenn nationales Recht, womöglich in Prozessvorschriften, die Beweisbarkeit eines Vertrages von bestimmten Formvorschriften abhängig macht, geht Art. 11 S. 2 UN-K insofern vor, als zwar die Beweisvorschriften der lex fori grundsätzlich unberührt bleiben, eine gänzliche Verhinderung der Beweisbarkeit durch das nationale Recht aber von Art. 11 S. 2 UN-K verhindert wird
.
3.3.2. Angebot

Nach Art. 14 UN-Kaufrecht zeichnet sich ein Angebot dadurch aus, dass es einerseits den Bindungswillen des Erklärenden zum Ausdruck bringt und andererseits bestimmt genug ist. Außerdem wird ein Angebot gemäß Art. 15 Abs. 1 UN-K in Verbindung mit Art. 24 UN-K erst wirksam, wenn es dem Empfänger zugeht. Damit ein rechtswirksames Angebot vorliegt, müssen demnach die folgenden, im Anschluss zu erörternden Voraussetzungen gegeben sein:
· Bindungswille

· Bestimmtheit

· Zugang

3.3.2.1. Bindungswille

Gemäß Art. 14 Abs. 1 UN-K ist für die Beurteilung des Vorliegens eines Bindungswillens des Angebotsstellers auf den objektiven Erklärungswert seiner Erklärung abzustellen. Ausschlaggebend ist demnach, wie „eine vernünftige Person der gleichen Art“
 die Erklärung verstehen musste. Jedenfalls kein Angebot stellen Einladungen zur Stellung von Angeboten oder zu Vertragsverhandlungen dar. Für den Fall, dass im „Angebot“ wesentliche Vertragspunkte offen bleiben und nicht davon auszugehen ist, dass die Parteien einen Vertrag schließen wollen, bei dem diese essentiala negotii unbestimmt bleiben, spricht jedenfalls die Vermutung gegen das Vorliegen eines Bindungswillens
.
Grundsätzlich deuten Vertragsklauseln wie „freibleibend“, „without obligation“ oder „unverbindlich“ auf mangelnden Bindungswillen hin, sie können aber, wenn es sich aus den Umständen des Sachverhaltes ergibt, auch einen Widerrufsvorbehalt der Offerte bzw. des Vertrages bedeuten
. 

Einen Spezialfall stellt die „Publikumsofferte“ dar bei dem die Erklärung an einen unbestimmten Personenkreis abgegeben wird. Als Beispiele seien Werbeaussendungen, Fernsehspots oder im Internet publizierte Preislisten angeführt.
Art. 14 Abs. 2 UN-K legt scheinbar unmissverständlich fest, dass „ein Vorschlag, der nicht an eine oder mehrere bestimmte Personen gerichtet ist, nur als Aufforderung, ein Angebot abzugeben gilt, wenn nicht die Person, die den Vorschlag macht, das Gegenteil deutlich zum Ausdruck bringt.“
In der Lehre ist diese Thematik aber umstritten. Insbesondere stellt sich die Frage, wie der Angebotssteller „deutlich zum Ausdruck bringt“ an die Erklärung gebunden sein zu wollen. Schlechtriem
 führt als Beispiele für den Bindungswillen einer Erklärung an einen unbestimmten Personenkreis Sonderangebote unter dem Vorbehalt „solange der Vorrat reicht“, eine Fristsetzung für erwartete Antworten, die Aufforderung, Vorleistungen auf einen bestimmten Vorschlag zu erbringen oder das Versprechen einer Belieferung bis zu einem besteimmten Datum zu einem besonders günstigen Preis an. Dem widersprechend qualifizieren Schnyder/Straub
 die Klauseln „solange der Vorrat reicht“ oder „eigene Verfügbarkeit vorbehalten“ ausdrücklich als Beschränkungsklauseln, aufgrund derer von einem fehlenden Bindungswillen auszugehen ist. Karollus
 widerspricht sich m. E. selbst und vertritt keine klare Meinung.
3.3.2.2. Bestimmtheit

Die Bestimmtheit des Angebotes wird in Art. 14 UN-K ausdrücklich gefordert und ist dann gegeben, „wenn der Vorschlag die Ware bezeichnet und ausdrücklich oder stillschweigend die Menge und den Preis festsetzt oder deren Festsetzung ermöglicht.“ 
Demnach müssen für die ausreichende Bestimmtheit des Angebotes drei Voraussetzungen erfüllt sein:

· Bezeichnung der Ware

· Festsetzung oder Ermöglichung der Festsetzung der Menge

· Festsetzung oder Ermöglichung der Festsetzung des Preises

3.3.2.2.1. Bezeichnung der Ware

Für die Bezeichnung der Ware ist das Vorliegen einer Speziesschuld bzw. die Spezifizierung der Ware nicht Voraussetzung. Es reicht aus, wenn die Ware hinreichend konkretisiert ist und sich anhand der Beschreibung einwandfrei ermitteln lässt. Gegebenenfalls ist dafür auf Gewohnheitsrecht oder Handelsbräuche abzustellen. Lautet das Angebot über eine Gattungsschuld, müssen nicht sämtliche Eigenschaften der Ware im Angebot angegeben sein
. Wer bei einer Gattungsschuld die Spezifizierung vorzunehmen hat, ergibt sich vorrangig aus dem Vertrag, subsidiär sind gegebenenfalls die Regeln des Art. 65 UN-K anwendbar. 
3.3.2.2.2. Festsetzung oder Ermöglichung der Festsetzung der Menge

Dem Erfordernis, dass die Menge der zu liefernden Ware festgesetzt sein muss bzw. ausreichend bestimmbar sein muss, ist jedenfalls genüge getan, wenn sich die Menge unmittelbar und eindeutig aus dem Angebot ableiten lässt. Dies ist dann der Fall, wenn die Menge durch Verwendung von Maßeinheiten, Mengeneinheiten und dergleichen abgegrenzt wird. Die genaue Menge muss nicht bereits bei Vertragsschluss feststehen, sondern kann sich auch erst später ergeben. Dies ist zum Beispiel bei Formulierungen wie „die für das Projekt benötigte Menge“ oder bei Verkauf einer zukünftigen Ernte oder Jahresproduktion der Fall
. Schnyder/Straub
 lehnen Formulierungen wie „all I have available“ oder „all my requirements“ aber mit dem Hinweis ab, dass derartige Formulierungen nur dann ausreichend bestimmt sind, wenn der Geschäftspartner die zu liefernde Ware aufgrund sonstiger Anhaltspunkte, wie frühere Geschäftsbeziehungen, annähernd eingrenzen kann.
3.3.2.2.3. Festsetzung oder Ermöglichung der Festsetzung des Preises

Art. 14 UN-Kaufrecht fordert für die Qualifizierung eines Vorschlages als Angebot eindeutig, dass der Preis entweder angegeben ist oder sich ermitteln lässt. Demnach kann der Preis entweder ausdrücklich genannt sein und sich aus dem Angebot ergeben oder sich erst nach Vertragsabschluss ergeben. So ist es z.B. möglich, den zum Lieferzeitpunkt gültigen Börsenpreis oder Marktpreis als dem Vertrag zugrunde liegenden Preis zu bestimmen
. Probleme wirft der Sachverhalt auf, wenn kein Preis im „Angebot“ bestimmt ist und der „Vertrag“ ohne Einigung über den Preis abgeschlossen wird, somit dennoch beidseitiger Bindungswille vorhanden ist. Gemäß Art. 14 UN-K kommt in diesem Fall kein Vertrag zustande, da Art. 14 UN-K ausdrücklich eine Einigung über den Preis fordert. In klarem Widerspruch dazu legt aber Art. 55 UN-K fest, dass „wenn ein Vertrag gültig geschlossen wurde, ohne dass er den Kaufpreis ausdrücklich oder stillschweigend festsetzt oder dessen Festsetzung ermöglicht, mangels gegenteiliger Anhaltspunkte vermutet wird, dass die Parteien sich stillschweigend auf den Kaufpreis bezogen haben, der bei Vertragsabschluss allgemein für derartige Ware berechnet wurde, die in dem betreffenden Geschäftszweig unter vergleichbaren Umständen verkauft wurde.“ Damit geht Art. 55 UN-K davon aus, dass ein Vertrag auch ohne Preisfestsetzung rechtsgültig geschlossen werden kann. In der Lehre wird diese Divergenz zwischen Art. 14 UN-K und Art. 55 UN-K auf verschiedene Art und Weise zu lösen versucht. 
Eörsi
 leugnet den Widerspruch, da ein Vertrag auch ohne Vorliegen eines den Voraussetzungen des Art. 14 UN-K entsprechenden Angebotes rechtmäßig zustande kommen könne, wenn der Vertrag trotz mangelhaften Angebotes erfüllt wird. In diesem Falle würde das mangelhafte Angebot nicht schaden und sich der Preis aus Art. 55 UN-K ableiten. Dieser Ansicht ist insofern zu widersprechen als ein Vertrag auch durch Erfüllungshandlungen nicht ohne rechtsgültiges Angebot zustande kommen kann
. 
Karollus
 wiederum kommt zu dem Schluss, dass „es im Interesse der dem Parteiwillen entsprechenden und sachlich vorzugswürdigen Vertragsgültigkeit als geringeres Übel erscheint, sich doch mit dem faktischen Vorrang des Art. 55 abzufinden.“
Im Ergebnis stimmt auch Schlechtriem
 dieser Auffassung zu, wenn er davon ausgeht, dass in der Mehrzahl der Fälle von einer stillschweigenden Preisvereinbarung der Parteien auszugehen ist. Damit sei den Erfordernissen des Art. 14 UN-K genüge getan und Art. 55 UN-K wird als Auslegungshilfe verstanden, die dann zur Anwendung kommt, wenn die Auslegung keinen anderen, von den Parteien zugrunde gelegten Preis ergibt.
Geradezu im Gegensatz zu dieser Auffassung steht die von Schnyder/Straub
 vertretene Meinung. Demnach geht grundsätzlich Art. 14 UN-K vor und die Preisbestimmungsregeln des Art. 55 können nur zur Anwendung kommen wenn entweder Teil II des Übereinkommens von einem Mitgliedsstaat nicht ratifiziert wurde und Art. 14 UN-K aufgrund dessen nicht zur Anwendung kommen kann, oder, wenn die Parteien das Bestimmtheitserfordernis des Art. 14 UN-K abbedungen haben. Dass die Parteien ein Art. 14 UN-K widersprechendes Vertragsabschlussverfahren vereinbaren, ist gemäß Art. 6 UN-K jedenfalls möglich. Solange Art. 14 UN-K uneingeschränkte Anwendung auf das Vertragsabschlussverfahren findet, ist Art. 55 UN-K damit keinesfalls anwendbar.
3.3.2.3. Zugang

Für das Wirksamwerden eines Angebotes im Sinne des Art. 14 UN-K fordert Art. 15 Abs. 1 UN-K den Zugang des Angebotes: „Ein Angebot wird wirksam, sobald es dem Empfänger zugeht.“
Wann eine Willenserklärung als zugegangen gilt, ist mit Hilfe des Art. 24 UN-K zu ermitteln. 
Art. 24 UN-K unterscheidet ausdrücklich zwischen mündlichen Willenserklärungen und solchen, die auf „anderem Weg“ zugestellt werden. 
Da Art. 24 UN-K unterschiedliche Folgen an die Art der Abgabe der Willenserklärung (mündlich oder „auf anderem Weg“) knüpft, ist eine genaue Abgrenzung notwendig. 

Nach Schnyder/Straub
 „sind als mündliche Erklärungen alle Äußerungen zu qualifizieren, die vom Erklärenden mittels oraler Lautbildung geformt werden und unmittelbar das Ohr des Empfängers erreichen, wodurch eine interaktive Kommunikation in Form von sofortigen Rück- und Kontrollfragen sowie Zwischenbemerkungen ermöglicht wird.“ Die Mitteilung auf einem Anrufbeantworter gilt demnach nicht als mündliche Erklärung. Dem widersprechend werden Mitteilungen, die dem Erklärungsempfänger auf den Anrufbeantworter gesprochen werden, von Karollus
 als mündliche Erklärung im Sinne des Art. 24 UN-K qualifiziert.  Schlechtriem
 erachtet zwar die auf einen Tonträger gesprochene und dem Erklärungsempfänger übergebene Mitteilung als nicht mündlich, die auf einen telefonischen Anrufbeantworter gesprochene Erklärung soll aber dennoch als mündlich gelten. 
Außerdem wirft Schlechtriem
 das Problem der Übermittlung durch Mittelspersonen auf. Insbesondere hinsichtlich der mündlich an einen Empfangsboten gerichteten Erklärung bestehen Probleme. Zwar weist Schlechtriem auf die damit verbundenen Risiken für den Geschäftsherrn des Boten hin (Fristenlauf: Art. 20 Abs. 1 UN-K, Notwendigkeit sofortiger Reaktion: Art. 18 Abs. 2 UN-K), geht aber dennoch vom Vorliegen einer mündlichen Erklärung im Sinne des Art. 24 UN-K aus. 

3.3.2.3.1. Zugang mündlicher Erklärungen

Eine mündlich abgegebene Erklärung gilt jedenfalls als zugegangen, wenn der Erklärungsempfänger sie wahrgenommen und verstanden hat. Die Situation stellt sich schwieriger dar, wenn die Erklärung vom Empfänger nicht richtig vernommen werden konnte. Bei einer grundsätzlich störungsfreien (telefonischen) Verbindung gilt die Erklärung mit Aussprechen als abgegeben, wenn sich der Gesprächspartner als der Sprache mächtig erwiesen hat und nicht sofort rückgefragt hat
.
3.3.2.3.2. Zugang sonstiger Erklärungen 

Eine Erklärung „auf anderem Weg“ kann dem Erklärungsempfänger gemäß Art. 24 UN-K wie folgt „zugestellt“ werden:
· persönlich

· an seiner Niederlassung

· an seiner Postanschrift

· wenn diese fehlen, an seinem gewöhnlichen Aufenthaltsort

Die Zustellung kann somit unmittelbar an den Empfänger (persönlich), an seine Niederlassung bzw. Postanschrift oder subsidiär an seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort erfolgen. 
Als Zustellung gilt nach Schnyder/Straub
 auch die Benachrichtigung über die Lagerung der Erklärung beim Beförderungsunternehmen durch Aushändigung eines Abholscheines. 
Wenn die Erklärung außerhalb der Geschäftszeiten eingeht, stellt dies kein Zustellungshindernis dar und die Zustellung wird sofort wirksam. Wird die Erklärung nicht in der Landessprache des Erklärungsempfängers übermittelt, ist zu differenzieren. Eine Sprache, die den Handelsbräuchen oder dem Gewohnheitsrecht entspricht, von den Parteien in Verhandlungen verwendet wurde, von den Parteien gemäß Art. 6 UN-K als Vertragssprache benannt wurde oder von der leicht eine Übersetzung angefertigt werden kann (gilt jedenfalls für Englisch), kann jedenfalls als Erklärungssprache benutzt werden
.
In diesem Zusammenhang ist auch auf den Fall hinzuweisen, dass die Erklärung (etwa bei Übermittlung durch Telefax) nur partiell zugeht. Diesfalls ist die Erklärung so gültig wie sie von einem objektiven Dritten verstanden werden durfte, der Erklärende hat aber gegebenenfalls nach nationalem Recht die Möglichkeit, die Erklärung anzufechten
.
3.3.2.3.3. Zugang konkludenter Erklärungen

Die konkludente Willenserklärung wird von Art. 24 UN-K nicht erfasst, aufgrund der Empfangstheorie ist aber davon auszugehen, dass sie mit Möglichkeit der Kenntnisnahme durch den Empfänger als zugegangen zu betrachten ist
. Maßgebend ist, dass dem Erklärungsempfänger konkrete Anhaltspunkte zur Kenntnis gelangen
.
3.3.2.3.4. Anwendungsbereich des Art. 24

Es muss ausdrücklich darauf hingewiesen werden, dass die in Art. 24 UN-K statuierte Regelung des Zugangs einer Willenserklärung sich grundsätzlich auf Teil II des Übereinkommens beschränkt und nicht automatisch auf andere Teile der Kaufrechtskonvention anzuwenden ist
.
3.3.2.3.5. Vereitelung des Zugangs

Für den Fall, dass der Erklärungsempfänger den Zugang der Erklärung verhindert, trifft das UN-Kaufrecht keine Vorsorge. In der Literatur
 wird diese Lücke durchwegs mit dem Verweis auf Art. 7 Abs. 2 UN-K geschlossen. Wird der Zugang absichtlich verhindert, ist nach übereinstimmender Lehre
 der Zugang samt seiner Wirkungen zu fingieren. Wie hingegen vorzugehen ist, wenn die Erklärung fahrlässig nicht zugehen konnte (z.B. kein Papier oder keine Druckerfarbe im Faxgerät) soll von den Gerichten anhand der Umstände des Einzelfalles, insbesondere der Verantwortung des Empfängers, beurteilt werden
.
3.3.2.4. Rücknahme und Widerruf des Angebots

Der Offerent hat nach Absendung seines Angebotes zwei Möglichkeiten, sein Angebot „rückgängig zu machen“. Nach Art. 15 Abs. 2 UN-K kann er das Angebot vor oder gleichzeitig mit Zugang des Angebotes beim Empfänger zurücknehmen. Art. 16 UN-K regelt den Widerruf des Angebotes nach dessen Zugang beim Angebotsempfänger.
3.3.2.4.1. Rücknahme des Angebots
Nach Art. 15 Abs. 2 UN-K kann ein Angebot vor oder gleichzeitig mit dessen Zugang jedenfalls zurückgenommen werden. Ein mündliches Angebot kann somit faktisch nicht zurückgenommen werden, da es bereits mit Aussprache des Angebotes zugeht
. Durch Rücknahme kann das Angebot nicht abgeändert, sondern nur vollständig zurückgenommen werden. Die Rücknahme selbst kann nicht zurückgenommen werden. Gegebenenfalls wäre ein neues Angebot zu stellen
.
Schnyder/Straub
 stellen mit Verweis auf Art. 7 Abs. 2 UN-K (Gültigkeit allgemeiner Grundsätze) dem Fall der ausdrücklichen Rücknahme eines Angebotes nach Art. 15 Abs. 2 UN-K den Fall gleich, dass dem Angebotsempfänger zugleich zwei sich widersprechende Willenserklärungen zugehen. In diesem Fall soll nur „diejenige Erklärung, welche die Negation der positiven Erklärungsaussage enthält, Wirksamkeit erlangen.“
3.3.2.4.2. Widerruf des Angebots

Gemäß Art. 16 UN-K ist der Widerruf eines Angebotes selbst nach dessen Zugang beim Angebotsempfänger grundsätzlich möglich. Dies gilt Abs. 2 zufolge nicht, wenn das Angebot selbst seine Unwiderrufbarkeit zum Ausdruck bringt oder der Empfänger vernünftigerweise auf die Unwiderruflichkeit vertrauen konnte. 

Ein Widerruf des Angebotes kann gem. Art. 16 UN-K nur vor Absendung einer Annahmeerklärung durch den Angebotsempfänger geschehen.

Nach der Grundregel des Art. 16 UN-K ist somit ein Widerruf des Angebotes möglich. Durch Formulierungen im Angebot wie „unwiderruflich“, „fest“ etc wird die Widerrufbarkeit des Angebotes ausgeschlossen. Ebenso bewirkt die Fristsetzung im Angebot die Unwiderrufbarkeit des Angebotes, diese kann aber durch entsprechenden Verweis wieder hergestellt werden
. Nach Art. 16 Abs. 2 UN-K ist das Angebot auch dann nicht widerrufbar, wenn der Angebotsempfänger auf die Unwiderrufbarkeit vertrauen konnte. Karollus
 nimmt dies etwa dann an, wenn „vor der Annahme aufwendige Preiskalkulationen oder Beschaffungsgeschäfte notwendig sind.“ Zusätzlich zum Vertrauen auf die Unwiderrufbarkeit des Angebotes muss der Angebotsempfänger im Vertrauen darauf bereits Dispositionen vorgenommen haben. Während die Frage nach der Disposition empirisch zu beantworten ist, muss auf das „gerechtfertigte Vertrauen“ näher eingegangen werden. Dies liegt nach Schnyder/Straub
 dann vor, „wenn der Annehmende aufgrund der konkreten Umstände des Einzelfalles davon ausgehen durfte, dass sich der Anbietende an sein Angebot unbedingt halten will.“
Der rechtsgültige Widerruf eines Angebotes schließt aus, dass aufgrund dieses widerrufenen Angebotes ein Vertrag zustande kommt. Eine dennoch versendete „Annahmeerklärung“ kann m. E. aber als neuerliches Angebot qualifiziert werden.
3.3.3. Annahme

Neben dem Angebot ist für den Abschluss eines Vertrages gemäß UN-Kaufrecht eine Annahme im Sinne des Art. 18 UN-K notwendig. Damit die Annahmeerklärung wirksam werden kann, muss sie sich in einer Annahmehandlung manifestieren und rechtzeitig erfolgen. 
3.3.3.1. Annahmehandlung

Den Standardfall für die Annahmehandlung stellt die ausdrückliche Erklärung der Annahme des Angebotes (Annahmeerklärung) dar, nach Art. 18 UN-K kann die Annahme aber auch durch konkludentes Verhalten (stille Annahme, annahmegleiches Verhalten) erfolgen. 
Wird das Angebot durch Erklärung angenommen, muss sich die Annahme mit dem Angebot decken, widrigenfalls eine „modifizierte Annahme“ (siehe Punkt 3.3.3.3.) vorliegt. 
Die ausdrückliche Annahme muss nicht als solche bezeichnet werden, es wird als ausreichend erachtet, wenn sich der Bindungswille aus dem Schreiben ergibt. So wird eine Annahme im rechtlichen Sinn oft als „Auftragsbestätigung“ bezeichnet
. Die Annahme muss nicht in einer bestimmten Form erfolgen, sondern kann sich jedes Kommunikationsmittels bedienen. Davon abweichend können jedoch Bräuche nach Art. 9 UN-K eine bestimmte Form erforderlich machen oder der Angebotssteller kann, aufgrund der grundsätzlichen Disposivität des Einheitlichen Kaufrechts (Art. 6 UN-K), eine bestimmte Form oder bestimmte Erklärungsmittel für die Annahme statuieren
.
Gemäß Art. 18 Abs. 1 und 3 UN-K kann der Annehmende seine Zustimmung zum Angebot unter bestimmten Voraussetzungen auch durch die Vornahme einer Annahmehandlung ausdrücken. Art. 18 Abs. 3 UN-K führt diesbezüglich ausdrücklich die Zahlung des Kaufpreises oder die Absendung der Ware an. Tatsächlich ist grundsätzlich die Vornahme oder Nichtvornahme einer bestimmten Handlung als Annahme zu qualifizieren, wenn sich daraus das Einverständnis und der Bindungswille des Annehmenden eindeutig ergeben
.
Soll die Annahme durch Setzen einer Annahmehandlung erfolgen, muss unterschieden werden, ob dies nach Art. 18 Abs. 1 UN-K oder Art. 18 Abs. 3 UN-K erfolgen soll. Das „sonstige Verhalten“ nach Art. 18 Abs. 1 UN-K mit dem insbesondere eine Annahmehandlung (Zahlung des Kaufpreises, Versenden der Ware) gemeint ist, kann von jedem Angebotsempfänger wahrgenommen werden. Eine besondere Ermächtigung durch den Anbietenden ist dafür nicht notwendig. Zu beachten ist allerdings, dass die Annahme durch „sonstiges Verhalten“ zugangsbedürftig ist, dem Angebotssteller somit innerhalb der Annahmefrist zugehen muss
.
Eine Annahme gemäß Art. 18 Abs. 3 UN-K hat zur Voraussetzung, dass entsprechende „Gepflogenheiten der Parteien oder der Gebräuche“ zugrunde liegen müssen oder der Angebotssteller den Annehmenden ausdrücklich zur Vornahme einer Annahmehandlung ermächtigt. Schnyder/Straub
 führen als Beispiele dafür Klauseln wie „ship immediately“, „rush shipment“, „procure for me without delay“ oder „erbitte unverzügliche Absendung“ an. Karollus
 führt zutreffend aus, dass eine „Annahme durch Erklärung nur unter der Voraussetzung in Betracht kommt, dass sich dies aus dem Angebot selbst, aus den zwischen den Parteien entstandenen Gepflogenheiten oder aus der Verkehrsübung ergibt, also bei allgemeiner bzw. parteiinterner Üblichkeit dieser Annahmeform oder bei Festlegung in der Offerte.“
Eine Annahme gemäß Art. 18 Abs. 3 hat zur Folge, dass der Vertrag unmittelbar mit Vornahme der Annahmehandlung zustande kommt. Zugang beim Angebotssteller ist nicht erforderlich. Ebenfalls nicht erforderlich ist, dass der Annehmende ein Bestätigungsschreiben versendet.

3.3.3.2. Annahmezeitpunkt
Damit die Annahme gültig ist und zum Vertragsabschluss führt, muss sie rechtzeitig erfolgen. 
Die Frist für die Annahme beginnt dabei mit dem Zugang des Angebotes (siehe Punkt 3.3.2.3.) zu laufen, die Annahme erfolgt gemäß Art. 18 Abs. 2 UN-K mit Zugang der Annahmeerklärung bzw. Setzung der Annahmehandlung gemäß Art. 18 Abs. 3 UN-K
. Die Dauer der Annahmefrist kann insbesondere im Angebot – sowohl als Zeitpunkt als auch als Zeitspanne – angegeben werden und bestimmt sich gemäß Art. 18 Abs. 2 UN-K subsidiär nach der angemessenen Annahmefrist. Welche Frist für das jeweilige Rechtsgeschäft angemessen ist, richtet sich nach den Umständen des Einzelfalles. Insbesondere ist dabei auf die Komplexität des angebotenen Vertrages abzustellen, auch die Widerrufbarkeit des Angebotes kann von Bedeutung sein
. Mündliche Angebote müssen gemäß Art. 18 Abs. 2 UN-K sofort angenommen werden. Eine Fristverlängerung ist aber durch Parteiendisposition jedenfalls möglich, bzw. kann sich auch aus den Umständen des Geschäftes Gegenteiliges ergeben
.
Eine Annahmehandlung gemäß Art. 18 Abs. 3 UN-K ist nicht zugangsbedürftig. Wenn der Annehmende eine Annahmehandlung gemäß Art. 18 Abs. 3 UN-K vornimmt, kommt der Vertrag bereits mit Vornahme dieser Handlung zustande. Ein Zugang beim oder die Kenntnisnahme durch den Angebotssteller ist nicht erforderlich
.
Für den Fall, dass die Annahmeerklärung dem Angebotssteller erst nach dem Ablauf der Annahmefrist zugeht, legt Art. 21 UN-K fest, dass das Zustandekommen eines Vertrages grundsätzlich im Ermessen des Angebotsstellers liegt. Es kommt unmittelbar kein Vertrag zustande, erst durch eine entsprechende Erklärung des Angebotsstellers wird der Vertrag abgeschlossen. Wenn der Grund für den verspäteten Zugang der Annahmeerklärung in einer für den Angebotssteller erkennbaren Beförderungsstörung liegt, entsteht der Vertrag bereits mit Zugang der Annahme, kann aber vom Angebotssteller durch unverzügliche, mündliche Mitteilung oder unverzügliche Absendung einer entsprechenden, schriftlichen Mitteilung aufgelöst werden
.
3.3.3.3.Vom Angebot abweichende „Annahme“
Nach Art. 19 UN-K, in dem der Problemfall der „abweichenden Regelung“ behandelt wird, kommt bei einer wesentlichen Abweichung der Annahme vom Angebot kein Vertrag zustande (Abs. 1), bei einer unwesentlichen Abweichung wird der Vertrag durch Annahme geschlossen, steht aber unter der auflösenden Bedingung, dass der Angebotssteller nicht unmittelbar nach Zugang der Annahme seinen Widerspruch erklärt.

3.3.3.3.1. Wesentlichkeit

Wann eine Abweichung der Annahme vom Angebot als wesentlich zu qualifizieren ist, muss nach Art. 19 Abs. 3 UN-K ermittelt werden. Demnach sind insbesondere Ergänzungen und Abweichungen in Bezug auf

· Preis

· Bezahlung

· Qualität und Menge der Ware

· Ort und Zeit der Leistung

· Umfang der Haftung

· Beilegung von Streitigkeiten

als wesentlich anzusehen. In allen anderen Fällen der Abweichung ist darauf abzustellen, ob die Abweichung aus neutraler Sicht eines objektiven Dritten als so unbedeutend anzusehen ist, dass der der Anbietende eher ihre Hinnahme akzeptieren, als auf einer Ablehnung beharren wird
. Nur wenn diese Frage zu bejahen ist, liegt eine unwesentliche Abweichung vor.
Für den Fall sich widersprechender Allgemeiner Geschäftsbedingungen oder wenn der Annehmende seine AGB beilegt, diese aber vom Angebot abweichen, existiert im UN‑Kaufrecht keine gesonderte Bestimmung. Die Regelung des Art. 19 UN-K ist demnach auch für diesen Fall anwendbar
.
3.3.3.3.2. Rechtsfolgen einer wesentlichen Abweichung der Annahmeerklärung

Wenn die Annahmeerklärung wesentlich vom Angebot abweicht, kommt kein Vertrag zustande. Die vom Angebot wesentlich abweichende „Annahmeerklärung“ ist in diesem Fall als Gegenangebot zu werten, das alle Erfordernisse des Art. 14 UN-K aufweisen muss. Schnyder/Straub weisen darauf hin, dass, wenn nicht alle Erfordernisse des Art. 14 UN-K vorliegen, gemäß Art. 8 UN-K gegebenenfalls jene Bestimmungen des ursprünglichen Angebotes, zu denen die „Annahme“ keine Abweichung enthält, als Teil des Gegenangebotes zu werten sind
. Wertet man nun die abweichende Annahmeerklärung als Gegenangebot, kommt der Vertrag bei Erfüllung durch den ursprünglichen Angebotssteller mit dem Inhalt des Gegenangebotes zustande (Theorie des letzten Wortes)
. Im Fall widersprechender AGB soll nach einem Teil der Literatur die „Restgültigkeitslösung“ Anwendung finden. Demnach kommt der Vertrag ohne Gültigkeit der AGB zustande und die Dispositivnormen greifen ein
. Eine Deckung für diese Auslegung findet sich m. E. im Vertragswerk des UN-Kaufrecht nicht.
3.3.3.3.3. Rechtsfolgen einer unwesentlichen Abweichung der Annahmeerklärung

Weicht die Annahmeerklärung bloß unwesentlich vom Angebot ab, kommt der Vertrag zustande, kann aber vom Anbietenden mit einseitiger Willenserklärung aufgelöst werden. Er hat dafür eine so genannte „Beanstandungsmitteilung“ abzugeben. Diese muss unverzüglich erfolgen und kann gemäß Art. 19 UN-K nur mündlich oder durch entsprechende Mitteilung erfolgen. Konkludentes Verhalten reicht nicht aus
. Bei unwesentlichen, in AGB enthaltenen Abweichungen, vertritt Schlechtriem
 die Auffassung, dass gemäß Art. 8 UN-K auf Zustandekommen des Vertrages ohne die beigelegten AGB abzustellen ist. Wiederum findet sich dafür m. E. keine Deckung im Gesetzestext.
3.3.3.3.4. Vertragsannahme durch Versendung nicht angebotsgemäßer Ware

Sowohl Schnyder/Straub
 als auch Schlechtriem
 gehen davon aus, dass bei Lieferung einer nicht angebotskonformen Ware, die nicht den Anforderungen in Bezug auf Art, Menge oder Qualität entspricht, eine konkludente Annahmehandlung (annahmegleiches Verhalten, sonstiges Verhalten im Sinne des Art. 18 Abs. 1 UN-K) vorliegt und der Vertrag damit abgeschlossen wird. Dies soll lediglich dann nicht gelten, wenn der Annehmende deutlich zum Ausdruck bringt, dass seine Lieferung nicht als Annahme des Angebotes, sondern als Gegenangebot zu verstehen ist. 

M. E. stellt die Lieferung nicht angebotskonformer Ware – wenn dies dem Lieferanten bewusst ist – keine Annahme dar, denn offensichtlich decken sich die Willen der Parteien nicht. Ob sich diese Divergenz in sich widersprechenden Willenserklärungen oder in einer dem Angebot widersprechenden Handlung manifestiert, kann m. E. nicht von Relevanz sein.
3.3.3.4. Rücknahme der Annahmeerklärung

Art. 22 UN-K legt fest, „dass die Annahme zurückgenommen werden kann, wenn die Rücknahmeerklärung dem Anbietenden vor oder in dem Zeitpunkt zugeht, in dem die Annahme wirksam geworden wäre.“ Art. 22 UN-K stellt somit das Pendant zu Art. 15 Abs. 2 UN-K dar, der die Rücknahme des Angebotes regelt (siehe Punkt 3.3.2.4.1.). Die Regelung des Art. 22 UN-K ist selbsterklärend, es ist aber auf die Wirkung dieser Bestimmung näher einzugehen. Nach der Absendung der Annahmeerklärung kann der Angebotssteller das Angebot nicht mehr widerrufen (Punkt 3.3.2.4.2.), der Annehmende kann aber seine Zustimmung gem. Art. 22 UN-K zurücknehmen. Damit ist ab dem Zeitpunkt der Absendung der Annahme zwar der Anbietende gebunden, der Annehmende aber nicht. Auf dieses Problem wird in der Literatur
 verbreitet hingewiesen. Während die überwiegende Lehre
 aber davon ausgeht, dass dieses Ungleichgewicht keine Regelungslücke darstellt, muss laut Schnyder/Straub
 differenziert werden. Demnach soll, wenn der Annehmende durch zusätzliche Erklärungen oder entsprechendes Verhalten auf die Absendung der Zustimmungserklärung hinweist, die Rücknahme nicht mehr möglich sein.
3.4. Rechtsvergleich

Grundsätzlich sind sich die drei dargestellten Rechtsordnungen hinsichtlich des Vertragsabschlusses relativ ähnlich. Unterschiede bestehen vorwiegend in Detailfragen.

Anzuführen ist insbesondere die unterschiedliche Beurteilung der Geschäftsfähigkeit von Kindern/Jugendlichen. Während diese im österreichischen Recht in erster Linie vom Alter abhängig ist, existieren in der Ukraine zahlreiche Sonderbestimmungen, die es grundsätzlich nicht voll geschäftsfähigen Personen erlauben, die volle Geschäftsfähigkeit bereits vor Vollendung des 18. Lebensjahres zu erreichen. Als Beispiele können Heirat oder unternehmerische Tätigkeit des Betroffenen angeführt werden. 

Hervorzuheben ist der dem ukrainischen Recht bekannte Publikumsvertrag, der bedeutend über die Wirkungen des im österreichischen Recht verankerten Kontrahierungszwanges hinausgeht. Der Publikumsvertrag hat de facto zur Folge, dass ein Unternehmer, der öffentlich seine Waren oder Dienstleistungen anbietet, keine einzeln auszuhandelnden Verträge mit seinen Kunden schließen kann, sondern an das von ihm gegenüber der Öffentlichkeit abgegebene „Angebot“ gebunden ist. 
Die Form, in der Verträge abgeschlossen werden können, spielt im ukrainischen Recht eine bedeutendere Rolle als im österreichischen Recht. Besondere Formvorschriften bestehen im österreichischen Recht kaum (zB Schenkungen unter Eheleuten bedürfen der Notariatsaktspflicht), im ukrainischen Recht sind Verträge, die nicht die gesetzlich vorgesehene Form einhalten, mit Nichtigkeit bedroht. Grundstückskäufe müssen in der Ukraine notariell beglaubigt werden, wenn diese Form nicht eingehalten wird, ist der „Vertrag“ nichtig und kann allenfalls gerichtlich für gültig erklärt werden. Im Gegensatz dazu kann in Österreich ein Kaufgeschäft grundsätzlich formfrei erfolgen, dies gilt auch für Grundstückskäufe. Zwar ist für die grundbücherliche Eintragung auch im österreichischen Recht die Einhaltung der Notariatsaktsform Voraussetzung, jedoch stellt auch ein mündlich geschlossener Kaufvertrag über ein Grundstück ein Verpflichtungsgeschäft dar und entfaltet rechtliche Wirkungen. Lediglich der Eigentumsübergang (durch Grundbuchseintragung) setzt die Einhaltung der Notariatsaktsform voraus. 
Unter Umgehungsgeschäften verstehen das österreichische und das ukrainische Recht unterschiedliche Sachverhalte. Das ukrainische Recht spricht von Umgehungsgeschäften, wenn die Parteien durch Abschluss eines – nicht beabsichtigten, nicht gewollten – Geschäftes ein anderes, tatsächlich intendiertes Geschäft verschleiern wollten. Im österreichischen Recht würde ein derartiger Sachverhalt als Scheingeschäft betrachtet werden. Ein Umgehungsgeschäft stellt nach österreichischer Rechtslage ein Geschäft dar, das die Parteien tatsächlich schließen wollten, die „Umgehung“ bezieht sich auf die Anwendung einer Rechtsnorm. Diese unterschiedliche Bezeichnung resultiert womöglich aus der Tatsache, dass das österreichische Recht bei der Beantwortung der Frage, ob ein Vertrag zustande kommt, in erster Linie auf den Willen der Parteien abstellt, während für das ukrainische Recht der „äußere Konsens“ wesentlich ist (siehe dazu auch Punkt „4. Vertragsauslegung“). 
Ob im Angebot ein Preis festgelegt sein muss, wird in den einzelnen Rechtsordnungen unterschiedlich gelöst. Im österreichischen Recht muss das Angebot, um als solches zu gelten, jedenfalls einen Preis enthalten oder angeben, wie der Preis ermittelt werden kann bzw. zu ermitteln ist. Im UN-Kaufrecht ist dieses Problem strittig. Die Lehrmeinungen widersprechen sich gegenseitig, wenn keine Angabe über den Preis erfolgt, ist sowohl eine Festsetzung des Preises nach Art. 55 UN-K denkbar, als auch die Qualifikation des „Angebotes“ als bloße Einladung zur Angebotsstellung zu vertreten. Das ukrainische Recht widerspricht sich m. E. selbst, indem es in Art. 638 uZGB in Verbindung mit Art. 641 uZGB fordert, dass das Angebot die „wesentlichen Vertragsbestimmungen“ enthalten muss um als solches zu gelten, andererseits aber Art. 632 Abs. 4 uZGB eine Regelung für den Fall, dass der Vertrag den Preis nicht festlegt, enthält. 
Die Regelung der Annahmehandlung ist im ukrainischen Recht m. E. nicht eindeutig geregelt. Während das UN-Kaufrecht von zwei verschiedenen Rechtsgrundlagen für die Annahmehandlung ausgeht (nach Art. 18 Abs. 1 UN-K kann die Annahmehandlung jederzeit vorgenommen werden, ist aber zugangsbedürftig; nach Art. 18 Abs. 3 UN-K ist eine Annahmehandlung auf Grundlage von Gebräuchen, Gepflogenheiten oder einer besonderen Ermächtigung des Angebotsstellers nicht zugangsbedürftig und führt automatisch zum Abschluss des Vertrages im Zeitpunkt ihrer Vornahme), regelt das uZGB nur einen Fall in Art. 642 Abs. 2 uZGB. M. E. bedeutet – trotz bestehender Zweifel – die in Art. 642 Abs. 2 uZGB normierte ukrainische Rechtslage, dass eine Annahmehandlung (Versenden der Ware, Bezahlung des Kaufpreises) grundsätzlich – wenn nicht vertraglich oder gesetzlich ausgeschlossen – immer möglich ist und erst mit Zugang beim Angebotssteller wirksam wird und zum Vertragsabschluss führt. Die Regelung des Art. 642 Abs. 2 uZGB entspricht damit im Wesentlichen jener des Art. 18 Abs. 1 UN-K.
4. Vertragsauslegung

Wenn nach dem Vertragsabschluss Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien hinsichtlich der Erfüllung bzw. Interpretation des Vertrages auftreten, müssen diese im Wege der Vertragsauslegung geklärt werden. Von der Vertragsauslegung, bei der es um die Interpretation von Regelungen geht, die von den Parteien getroffen und somit Vertragsinhalt wurden, ist die Lückenfüllung zu unterscheiden, bei der es um die Lösung von Problemstellungen geht, die von den Parteien nicht vorhergesehen oder bewusst nicht geregelt wurden. Der Übergang ist allerdings fließend. Neben der einfachen Vertragsauslegung, die dann zur Anwendung kommt, wenn die Auslegung anhand von Erklärungen der Parteien erfolgt, stellt insbesondere die ergänzende Vertragsauslegung, das ist die Auslegung nach dem von den Parteien verfolgten Geschäftszweck, das Bindeglied zur Lückenfüllung anhand des dispositiven Rechtes dar. 
4.1. Vertragsauslegung im österreichischen Recht
Die Vertragsauslegung ist im österreichischen Recht in den §§ 914f ABGB geregelt, wobei diese aber insbesondere im Zusammenhang mit anderen gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere mit § 863 ABGB zu verstehen sind.

Ich werde mich bei der Darstellung der österreichischen Rechtslage und Lehre nach einem grundsätzlichen Überblick an die in Punkt „4. Vertragsauslegung“ erwähnte Einteilung in einfache und ergänzende Vertragsauslegung halten. Im Anschluss daran sind die Sonderregeln des § 915 ABGB darzustellen.
4.1.1. Allgemeine Regeln der Vertragsauslegung
Aus § 914 ABGB ergibt sich eindeutig, dass das österreichische Recht bei der Vertragsauslegung der Auslegung nach dem Willen der Vertragsparteien
 den Vorrang gibt.

Dem OGH
 zufolge „braucht nicht der subjektive unerkennbare Parteiwille ergründet zu werden, sondern ist herauszufinden, wie der andere Teil der Erklärung verstehen musste. Unter der gemäß § 914 ABGB zu erforschenden "Absicht der Parteien" ist die dem Erklärungsgegner[image: image4.png]




Kenntnis genommene Absicht des Erklärenden zu verstehen. Es ist dabei das gesamte Verhalten der Vertragsteile, das sich aus Äußerungen in Wort und Schrift sowie aus sonstigen Tun oder Nichttun zusammensetzen kann, zu berücksichtigen.“ 
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widerspruchslos


 erkennbare und von ihm 
Wenn auf diese Weise kein eindeutiger Sinn ermittelt werden kann, muss laut Koziol
 eine Erklärung so verstanden werden, wie es der Übung des redlichen Verkehrs entspricht. Dem OGH
 zufolge „sind für die Beurteilung der  geltenden Gewohnheiten und Gebräuche heranzuziehen.“[image: image9.png]
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Übung
4.1.2. Einfache Vertragsauslegung

Ausgehend von der wörtlichen Interpretation ist der Parteiwille zu ermitteln. Die wörtliche Interpretation liefert dabei lediglich Anhaltspunkte, anhand derer auf den Parteiwillen abgestellt werden kann. Im Wege der Interpretation kann durchwegs ein Parteiwille ermittelt werden, der in der wörtlichen Auslegung keine Deckung findet. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Parteien eine falsche Bezeichnung für etwas gemeinsam Gewolltes gewählt haben. Es gilt der Grundsatz: falsa demonstratio non nocet. Rummel
 betont zutreffend, dass die Interpretation grundsätzlich am Empfängerhorizont anzusetzen hat. Dies ist insbesondere bei der Feststellung der für die Parteien maßgeblichen Verkehrssitte zu beachten. Ein Erklärungsempfänger darf einer eingehenden Erklärung grundsätzlich die Bedeutung zumessen, die eine derartige Erklärung an seinem Aufenthaltsort normalerweise entfalten würde
. Koziol
 führt als Beispiel die Bedeutung der Formulierung „im ersten Stock“ an. Dies kann in verschiedenen Gebieten des deutschen Sprachraums eine unterschiedliche Bedeutung haben. Sowohl Erdgeschoss (Parterre), das über diesem gelegene Stockwerk oder das Stockwerk über dem Mezzanin (Hochparterre) sind denkbar. Abzustellen wäre demnach auf die Bedeutung am Aufenthaltsort des Empfängers. Wird die Erklärung unter Anwesenden gemacht, ist unter Umständen der Sprachgebrauch am Ort des Abschlussortes ausschlaggebend
.
Grundsätzlich sind Handlungen, welche nach der Erklärung erfolgen, für deren Auslegung nicht mehr relevant, aus ihnen können sich aber Rückschlüsse auf den seinerzeitigen Willen der Vertragsparteien (insbesondere bei lang andauernden Handlungen, die von der anderen Vertragspartei nicht gerügt werden) ergeben
.
4.1.3. Ergänzende Vertragsauslegung

Bei der ergänzenden Vertragsauslegung müssen jene Lücken geschlossen werden, für die die Vertragsparteien keine Vorsehungen getroffen haben und die nicht mit Hilfe des dispositiven Rechtes geschlossen werden können. Dabei handelt es sich insbesondere um solche Lücken, für die keine gesetzliche Regelung besteht, zur Füllung derer die gesetzliche Regelung unangemessen, nicht sachgerecht oder unbillig wäre oder um solche Lücken, bei denen die Parteien die Anwendung des dispositiven Rechtes vermeiden wollten
.
Als Mittel ergänzender Vertragsauslegung kommen laut Rummel
 der Reihenfolge nach in Betracht:
· der hypothetische Parteiwille

· die Übung des redlichen Verkehrs

· Treu und Glauben, hilfsweise die Verkehrsauffassung

Auf diese Auslegungsmethoden ist in der Folge näher einzugehen:

Der hypothetische Parteiwille:

Wenn auf den hypothetischen Parteiwillen abgestellt wird, ist die Frage zu stellen, was die Parteien gewollt hätten, wenn sie die Problematik bereits bei Vertragsabschluss erkannt hätten. Dafür kann laut Rummel
 auf die „Umstände des Geschäftes“, Gepflogenheiten bei früheren Verträgen, Vorverhandlungen oder die Natur und den Zweck des Geschäftes zurückgegriffen werden. Dass eine Regelung nicht über den Umweg der ergänzenden Vertragsauslegung zum hypothetischen Parteiwillen erklärt werden kann, wenn diese Regelung von den Parteien im Zuge der Vertragsverhandlungen ausdrücklich verworfen wurde, ist offensichtlich. 

Die Übung des redlichen Verkehrs:
Wenn sich kein hypothetischer Parteiwille ermitteln lässt, ist in einem nächsten Schritt zu beurteilen, ob hinsichtlich der Problemstellung eine echte Verkehrssitte oder eine Vertragssitte besteht, die zur Lückenfüllung herangezogen werden kann. Nach Koziol
 besteht eine echte Verkehrssitte darin, dass ein tatsächliches Verhalten im Verkehr regelmäßig geübt wird. Unter Vertragssitte wird verstanden, dass Parteien typischer Verträge regelmäßig bestimmte Vertragsinhalte ausdrücklich oder konkludent vereinbaren.
Bei einer sich ändernden echten Verkehrssitte oder Vertragssitte ist grundsätzlich auf den Zeitpunkt des Vertragsabschlusses abzustellen, bei Dauerschuldverhältnissen auf den Urteilszeitpunkt
.
Treu und Glauben:

Wenn weder ein hypothetischer Parteiwille erkennbar ist, noch auf eine echte Verkehrssitte oder Vertragssitte abgestellt werden kann, muss sich die Vertragsauslegung am Grundsatz Treu und Glauben, allenfalls an der redlichen Verkehrsanschauung orientieren. Die Vertragsauslegung nach Treu und Glauben stellt auf eine vernünftige Lösung ab, die von dem Gedanken getragen ist, dass der rechtsgeschäftliche Verkehr nicht dazu missbraucht werden dürfe, einen anderen hineinzulegen, sondern sich ehrlich abspielen müsse
. Allenfalls ist eine Verkehrsanschauung – diese unterscheidet sich laut Rummel
 von der Verkehrssitte darin, „dass sie uU weniger verbreitet ist, dass sie weniger in das Bewusstsein der betroffenen Kreis eingegangen ist“ – heran zu ziehen.  Die Rechtsprechung
 beruft sich bei der Vertragsauslegung oft auf Treu und Glauben, wobei dafür keine weiteren Begründungen geliefert werden.
4.1.4. Sonderregeln des § 915 ABGB

§ 915 ABGB erster Satz spricht von einseitig verbindlichen Verträgen, bei denen im Zweifel davon auszugehen ist, „dass sich der Verpflichtete eher die geringere als die schwerere Last auflegen wollte.“ Nach Rummel
 ist die Formulierung „einseitig verbindliche Verträge“ als „unentgeltliche Zuwendungen“ zu lesen. Sie bezieht sich insbesondere auf Schenkungen und letztwillige Verfügungen. Da diese Regelung somit auf Kaufverträge keine Auswirkung hat, ist nicht näher darauf einzugehen. 
In § 915 ABGB zweiter Satz ist festgelegt, dass „bei zweiseitig verbindlichen Verträgen eine undeutliche Äußerung zum Nachteile desjenigen erklärt wird, der sich derselben bedient hat.“
Zum Verhältnis dieser Regelung zu § 914 ABGB ist darauf hinzuweisen, dass § 915 ABGB subsidiären Charakter hat und erst dann zur Anwendung kommen kann, wenn mit Hilfe des § 914 ABGB kein eindeutiger Parteiwille festgestellt werden kann. Im Ergebnis bedeutet dies, dass unklare Formulierungen zu Gunsten des Erklärenden auszulegen sind, wenn dies dem Parteiwillen entspricht, im Besonderen wenn der Empfänger der unklaren Formulierung den wahren Willen desjenigen, der sich der undeutlichen Äußerung bediente, kannte
. 
Der Anwendungsbereich des § 915 ABGB zweiter Satz bezieht sich zwar dem Gesetzestext zufolge ausschließlich auf Verträge, wird von der Rechtsprechung aber auch auf sonstige einseitige Erklärungen ausgedehnt
. 

Die Frage, wie zu überprüfen ist, welcher Vertragspartner sich einer undeutlichen Äußerung bedient hat, ist bei Vertragsabschluss durch Angebot und Annahme dadurch zu lösen, dass darauf abzustellen ist, in wessen Schriftsatz die Formulierung enthalten war, somit „wer die Erklärung in das vertragliche Geschehen als zukünftiger Vertragspartner eingeführt hat“
. Wenn ein Vertrag durch Verhandlungen zustande kam, ist davon auszugehen, dass die Formulierung gemeinsam gefunden wurde und § 915 ABGB nicht anwendbar
.
Koziol
 weist auf die schwierige Abgrenzung zwischen § 915 ABGB zweiter Satz und § 6 Abs. 3 KSchG hin. Gemäß § 6 Abs. 3 KSchG „ist eine in Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder Vertragsformblättern enthaltene Bestimmung unwirksam wenn sie unklar oder unverständlich abgefasst ist.“ Diese gesetzliche Norm ist für den Verbraucher im Anwendungsbereich des § 915 ABGB insofern nachteilig, als demzufolge eine undeutliche Erklärung nicht zu Lasten des Unternehmers ausgelegt wird, sondern ungültig wäre. Nach Koziol soll § 6 Abs. 3 KSchG nur dann zur Anwendung kommen, wenn sich die Unklarheit nicht mit Hilfe des § 915 ABGB lösen lässt. In diesem Fall wäre die unklare Formulierung gemäß § 6 Abs. 3 KSchG unwirksam.
4.2. Vertragsauslegung im ukrainischen Recht

Art. 637 uZGB verweist in Absatz 1 hinsichtlich der Vertragsauslegung auf Art. 213 uZGB in dem die Auslegung des Inhaltes von Rechtsgeschäften umfassend geregelt ist. Art. 637 Abs. 2 uZGB enthält eine Spezialvorschrift für die Auslegung von Verträgen, auf die in der Folge noch näher einzugehen sein wird. 
Art. 213 Abs. 1 uZGB legt fest, dass die Auslegung von Rechtsgeschäften grundsätzlich durch die Parteien erfolgt, gemäß Abs. 2 kann aber auch jede Partei des Rechtsgeschäftes die gerichtliche Auslegung des Inhaltes von Rechtsgeschäften verlangen. In den Absätzen 3 und 4 des Art. 213 uZGB werden die Auslegungsregeln definiert. Demnach ist zuerst – gleichberechtigt – auf die Bedeutung der Wörter und Ausdrücke, sowie die in der betreffenden Geschäftsbranche allgemeingültige Bedeutung der verwendeten Termini abzustellen. Erst wenn diese Interpretation die Erklärung des Inhaltes einzelner Vertragsteile nicht zulässt, wird deren Inhalt mit Hilfe eines Vergleiches dieser Vertragsteile mit dem Inhalt anderer Vertragsteile, des gesamten Vertragstextes und der Absicht der Parteien ermittelt. 
Gemäß Absatz 4 wird in einem letzten Schritt – wenn die Auslegung nach Art. 213 Abs. 3 uZGB kein Ergebnis gebracht hat – auf das Ziel des Rechtsgeschäftes, den Inhalt der Vorverhandlungen, die üblichen Geschäftspraktiken der Parteien (bei Geschäften zwischen ihnen), die Handelsbräuche, das Verhalten der Parteien nach Abschluss des Geschäftes, den Inhalt von Musterverträgen und andere bedeutsame Umstände abgestellt. 
Charitonow
 leitet daraus das „System der konzentrischen Kreise“ ab. Dabei ist zuerst vom engsten „Kreis“ der Auslegungsmethoden gemäß Art. 213 Abs. 3 uZGB auszugehen. Wenn die gewählte Auslegungsmethode nicht zum Ziel der zweifelsfreien Vertragsauslegung führt, ist auf den jeweils weiteren „Kreis“ zurück zu greifen. Bei den drei „Kreisen“ handelt es sich nach Charitonow um die folgenden Interpretationsmethoden:
1. Wortinterpretation bzw. grammatikalische Interpretation:

Dazu wird sowohl die allgemeingültige, als auch die in der entsprechenden Branche übliche Bedeutung der im Vertrag verwendeten Wörter, Ausdrücke und Termini herangezogen.

2. strukturell-systematische Interpretation:

Die strukturell-systematische Interpretation kommt zum Einsatz, wenn die Wortinterpretation bzw. grammatikalische Interpretation kein eindeutiges Ergebnis geliefert hat. Bei der strukturell-systematischen Interpretation wird der Inhalt des auslegungsbedürftigen Vertragsteiles mit den anderen Vertragsteilen und dem gesamten Vertrag verglichen, sowie auf die Absicht der Parteien beim Vertragsschluss abgestellt.

3. komplexe Interpretation:
Wenn sowohl die Wortinterpretation bzw. grammatikalische Interpretation als auch die strukturell-systematische Interpretation nicht zum Ziel führen, ist die komplexe Interpretation anzuwenden. Dabei handelt es sich nach Charitonow um die in Art. 213 Abs. 4 uZGB aufgezählten Methoden, anhand derer auf den Willen der Parteien beim Vertragsabschluss abgestellt werden kann, somit insbesondere auf das Ziel des Vertragsabschlusses, Handelsbräuche etc. 
Art. 637 Abs. 2 uZGB normiert, dass Allgemeine Geschäftsbedingungen selbst dann zur Vertragsauslegung herangezogen werden können, wenn diese dem auszulegenden Vertrag nicht zugrunde gelegt wurden. Meines Erachtens kann damit lediglich gemeint sein, dass sie zur Ermittlung des Willens desjenigen herangezogen werden können, der sich ihrer normalerweise bedient. Für den Vertragspartner nachteilige Klauseln können auf diesem Umweg m. E. nicht Bestandteil des Vertrages werden.
Sowohl aus dem Gesetzestext als auch aus der mir vorliegenden Literatur ergibt sich eindeutig, dass das ukrainische Zivilrecht bei der Vertragsauslegung vordringlich auf die wörtliche Interpretation setzt. Diese geht allen anderen Auslegungsmethoden vor. Diese Wertung hat zur Folge, dass offensichtliche Fehler in ukrainischen Verträgen mE nicht im Wege der Auslegung korrigiert werden können. Wenn die Parteien übereinkommen, einen Kaufvertrag zu einem bestimmten Preis abzuschließen, im Vertrag aber irrtümlich einen unrichtigen – nicht dem gemeinsamen Willen entsprechenden – Betrag als Kaufpreis angeben, gilt der Vertrag mE mit diesem Kaufpreis als abgeschlossen. Da mit Hilfe der Auslegungsregeln nicht die Möglichkeit besteht, auf den Willen der Vertragsparteien im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses abzustellen, entfaltet der Vertrag volle Rechtswirkungen und muss umständlich mit Hilfe des Art. 229 uZGB (zur Irrtumsanfechtung siehe Punkte „3.2.1.3. Willensbildung“ und „3.2.1.7 Rechtsfolgen der Unwirksamkeit“) angefochten werden. 
4.3. Vertragsauslegung im UN-Kaufrecht

Die Auslegung von Willenserklärung ist im UN-Kaufrecht in Art. 8 UN-K geregelt. 
Nach übereinstimmender Lehre
 enthält Art. 8 UN-K eine Zweiteilung der Auslegung von Willenserklärungen. Demnach ist Art. 8 Abs. 1 UN-K folgend vorrangig vom Willen der Vertragsparteien auszugehen, Erklärungen einer Partei sind nach deren Willen auszulegen, wenn der Erklärungsempfänger diesen kannte oder darüber nicht in Unkenntnis sein konnte. Erst wenn mit Hilfe des Absatz 1 keine Auslegung möglich ist, muss darauf zurückgegriffen werden, wie eine vernünftige Person der gleichen Art, wie der Erklärungsempfänger die Erklärung unter den gleichen Umständen aufgefasst hätte. In Absatz 3 werden demonstrativ Mittel aufgezählt, mit Hilfe derer der Wille der erklärenden Partei bzw. die Auffassung, die eine vernünftige – mit dem Erklärungsempfänger vergleichbare –  Person gehabt hätte, festzustellen sind.
4.3.1. Subjektiver Parteiwille
Junge
 zufolge gelten die Auslegungsregeln des Art. 8 Abs. 1 UN-K nicht nur für die unmittelbar zum Vertragsschluss führenden Willenserklärungen, sondern für alle Erklärungen der Parteien sowie deren Verhalten vor und nach Vertragsabschluss, die im Zusammenhang mit diesem Vertrag stehen. Da der innere Wille der erklärenden Partei nicht nach außen in Erscheinung treten muss, ist darauf abzustellen, wie ein redlicher Empfänger der Erklärung diese verstanden hätte bzw. verstehen hätte müssen. Es ist somit auf den Empfängerhorizont Rücksicht zu nehmen. Nach Melis
 deutet die Umschreibung „darüber nicht in Unkenntnis sein konnte“ darauf hin, dass die Konvention dem Erklärungsempfänger leichte Fahrlässigkeit bei der Interpretation einer erhaltenen Erklärung nicht zur Last legt, grobe Fahrlässigkeit hingegen bedeutet, dass sich der Erklärungsempfänger nicht darauf berufen kann, den wahren Willen des Erklärenden nicht gekannt zu haben. 
Eine besondere Problematik stellt im internationalen Handelsverkehr die Verwendung unterschiedlicher Sprachen dar. Wenn vertraglich nichts über die Verwendung von Sprachen bei der Abgabe von Willenserklärungen vereinbart wurde, gelten nach Maskow
 Erklärungen auf die der Empfänger geantwortet hat, die in den Handelsbeziehungen zwischen den Ländern, in denen die Vertragspartner ihre Niederlassungen haben, üblich sind, oder womöglich bereits zuvor von den Parteien verwendet wurden, jedenfalls als verstanden. Der Erklärungsempfänger kann sich nur dann darauf berufen, die Erklärung nicht verstanden zu haben, wenn diese Sprache im Land des Erklärungsempfängers völlig unüblich ist. 

Dass im UN-Kaufrecht in erster Linie auf den Parteiwillen abgestellt wird, hat zur Folge, dass ein gemeinsamer Irrtum der Vertragsparteien bei der Bezeichnung des Gewollten keine Folgen hat. Es gilt in diesem Fall der Grundsatz falsa demonstratio non nocet
. 
Wenn sich aus den Erklärungen bzw. aus dem Verhalten einer Partei nicht ohne Probleme deren Wille ableiten lässt, bzw. wenn ihre Erklärungen bzw. ihr Verhalten in Widerspruch stehen, entscheidet nach Junge
 gemäß dem Grundsatz protestatio facto contraria non valet das tatsächliche Verhalten über den Erklärungsinhalt. Junge begründet dies mit dem Grundsatz von Treu und Glauben, der in Art. 7 Abs. 1 UN-K statuiert ist. Melis
 geht davon aus, dass Widersprüche zwischen Erklärungen und dem Verhalten einer Vertragspartei nach Art. 8 Abs. 1 UN-K meist nicht lösbar sind. ME ist – Maskow
 folgend – aus der Formulierung des Art. 8 Abs. 3 UN-K abzuleiten, dass das Verhalten einer Partei nur insofern bedeutsam ist, als sie sich zu einem späteren Zeitpunkt nicht auf eine dem Verhalten widersprüchliche Auslegung berufen kann. Gegenüber der Auffassung von Melis hat dies zur Folge, dass der Erklärungsempfänger sich auch nach dem zur abgegebenen Erklärung der anderen Partei im Widerspruch stehenden Verhalten dieser Partei auf die abgegebene Erklärung berufen kann, während dem Erklärenden diese Möglichkeit nicht mehr offen steht.
4.3.2. Objektiver Erklärungswert

Wenn der subjektive Parteiwille nicht ermittelbar ist, muss auf die vorliegenden Erklärungen der Parteien zurückgegriffen werden. Wiederum kommt es darauf an, wie ein redlicher Dritter mit dem Branchenwissen der Parteien (ein Fachmann) diese Erklärungen verstehen hätte dürfen. Dieser abstrakte Begriff des Empfängerhorizontes („eine vernünftige Person der gleichen Art wie die andere Parte unter den gleichen Umständen“) ist nach übereinstimmender Lehre
 identisch mit der Verkehrsauffassung. Bei der Ermittlung der Verkehrsauffassung kann nach Junge
 sowohl auf international anerkannte Klauseln und Formulare, als auch auf die diesbezügliche, teils umfassende Praxis (Kodifizierungen, Entscheidungen der einschlägigen Branchenschiedsgerichtsbarkeit) zurückgegriffen werden. Wenn solche Klauseln und Formulare – damit die geübte Verkehrsauffassung – für die Auslegung herangezogen werden, muss nicht auf die etwaige Unwirksamkeit überraschender Klauseln oder auf die Unklarheitenregel Bedacht genommen werden, da an der Herausbildung der Verkehrsauffassung Parteien beider Vertragsteile (im Konkreten Käufer und Verkäufer) teilnehmen. Nach Junge
 ist nur in Ausnahmefällen, nämlich wenn Klauseln oder Formulare von marktbeherrschenden Unternehmen durchgesetzt werden sollen, auf den Empfängerhorizont zurückzugreifen und somit auf die Möglichkeit der Unwirksamkeit überraschender Klauseln einzugehen.
Maskow
 führt nachvollziehbar aus, dass bei der Auslegung von Parteienvereinbarungen auch auf Treu und Glauben abzustellen ist. Dieses Erfordernis ist in Art. 7 Abs. 1 UN-K normiert, wobei sich Art. 7 UN-K in erster Linie auf die Auslegung der Kaufrechtskonvention an sich bezieht. Nach Maskow soll die Auslegung nach Treu und Glauben aber auch für Parteienerklärungen gelten, da bei der Konvention ohnehin davon auszugehen ist, dass diese das Erfordernis von Treu und Glauben wahrt. 
Maskow
 weist weiters darauf hin, dass die objektivierte Auslegung meist zur „vernünftigeren Lösung“ führt, diese aber unter Umständen dem Willen der handelnden Parteien nicht entspricht, in diesem Fall muss eine beschwerte Partei im Rahmen des nationalen Rechts auf die Anfechtung wegen Willensmängel verwiesen werden.
Von der Auslegung nach Art. 8 UN-K ausgenommen sind solche Fälle, in denen die Kaufrechtskonvention eine Vermutung über die Auslegung von Erklärungen trifft. Dies ist zum Beispiel in Art. 9 Abs. 2 UN-K, Art. 48 Abs. 3 UN-K und Art. 55ff UN-K der Fall. Um derartige gesetzliche Vermutungen – in denen es sich laut Maskow eigentlich nicht um Auslegungen sondern um dispositive Normen handelt – zu verhindern, müssen die Parteien ausdrücklich einen anders lautenden Willen zum Ausdruck bringen.

Abschließend ist noch darauf hinzuweisen, dass die Anwendbarkeit von Art. 8 UN-K durch Parteienvereinbarung ausgeschlossen werden kann, somit dispositives Recht darstellt
.
4.4. Rechtsvergleich

Das österreichische und das UN-Kaufrecht geben klar dem Willen der Vertragsparteien den Vorrang. Erster Auslegungsschritt ist jeweils die Ermittlung des gemeinsamen Willens der Vertragsparteien beim Vertragsabschluss. Auch wenn dieser nicht zweifelsfrei festgestellt werden kann, wird grundsätzlich auf den hypothetischen Parteiwillen abgestellt um etwaige Vertragslücken zu schließen. 
Im Gegensatz dazu stellt das ukrainische Recht vornehmlich auf formale Kriterien ab. Es ist im ukrainischen Recht nicht der Wille der Vertragsparteien entscheidend, sondern es sind insbesondere die abgegebenen Erklärungen ausschlaggebend. Erst wenn die Auslegung anhand der Erklärung nicht möglich ist, wird auf den Willen der Vertragsparteien abgestellt.
M. E. ist die Entwicklung von Auslegungsregeln nur sehr bedingt Aufgabe des Gesetzgebers, sondern in erster Linie eine Problematik, derer sich die Lehre annehmen muss. Im österreichischen Recht wird die Auslegung von Willenserklärung in § 914 ABGB in einem Satz abgehandelt. Darüber hinaus besteht eine Sonderregelung in § 915 ABGB. Im UN‑Kaufrecht ist der Vertragsauslegung ebenfalls lediglich ein Artikel (Art. 8 UN-K) gewidmet. Das ukrainische Zivilgesetzbuch lässt den Versuch einer umfassenden Regelung der Vertragsauslegung in Art. 213 uZGB, der in vier Absätzen die einzelnen Auslegungsschritte darlegt, erkennen. Damit bleibt der noch jungen ukrainischen Lehre in Bezug auf das neue Zivilgesetzbuch wenig Spielraum, eigene, womöglich in der Praxis tauglichere Wege der Vertragsauslegung zu finden. Es ist m. E. mit der Privatautonomie nicht vereinbar, dass Verträge gelten sollen, die von den Parteien (so) nicht gewollt sind. Selbst wenn die Parteien übereinstimmend den Vertrag mit einem anderen Inhalt schließen wollen und sich lediglich in der Bezeichnung irren, gilt der Vertrag mit dem fixierten Vertragsinhalt. Zwar werden sich im Regelfall keine Streitigkeiten ergeben, doch im Fall von nachträglichen Divergenzen wird der Vertrag gerichtlich im Zuge der Irrtumsanfechtung aufgehoben und es existiert kein Vertrag zwischen den Parteien. Die Lösung nach österreichischem oder UN-Kaufrecht, wonach der Vertrag aufgrund des Grundsatzes falsa demonstratio non nocet von Anfang an mit dem übereinstimmenden Parteiwillen gilt, erscheint m. E. zweckmäßiger. 
5. Zusammenfassung und abschließende Bemerkungen

Die drei hier behandelten Rechtsordnungen sind vor gänzlich unterschiedlichen Hintergründen entstanden. Während das österreichische ABGB weitgehend auf detaillierte, fallspezifische Regelungen verzichtet und sich das UN-Kaufrecht auf internationale Kaufverträge beschränkt, trifft das ukrainische Zivilgesetzbuch ausführliche Regelungen. Es werden weitaus mehr Sachverhalte gesetzlich geregelt als im österreichischen oder UN-Kaufrecht. 

Dies – und die Tatsache, dass es sich beim ukrainischen Zivilgesetzbuch um ein relativ junges Regelwerk handelt – hat zur Folge, dass sich zahlreiche Bestimmungen widersprechen und den Rechtsanwender vor scheinbar unlösbare Probleme stellen. Das ukrainische Recht basiert zu einem Großteil auf westlichen Rechtsordnungen wobei m. E. teilweise auch Lehrmeinungen kodifiziert wurden, womöglich um Missverständnisse zu verhindern bzw. der noch jungen ukrainischen Lehre möglichst wenig Spielraum zu überlassen.
Teilweise werden Regelungen mehrfach getroffen, wobei sich diese Regelungen mitunter nicht miteinander decken und nicht in Einklang gebracht werden können. Damit liegt es an der ukrainischen Lehre und Rechtsprechung diese Missstände heraus zu arbeiten und in der Folge wird es zwangsläufig zu Novellierungen des ukrainischen Zivilgesetzbuches kommen müssen. 
Die Leistung der Verabschiedung des neuen Zivilgesetzbuches der Ukraine ist m. E. hauptsächlich darin zu sehen, dass sich darin der Wille des Landes manifestiert, an der freien Marktwirtschaft teilzunehmen und die Grundsätze der Privatautonomie zu übernehmen. Inhaltliche Verbesserungen sind laufend vorzunehmen, das ABGB wurde nunmehr seit bereits 200 Jahren laufend novelliert. Ein Prozess, der der Ukraine offensichtlich noch bevorsteht.
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